
Zweyter Titel
Von den wechselseitigen Rechten und Pflichten der Aeltern und Kinder
Erster Abschnitt
Von ehelichen Kindern
Rechtmäßigkeit der Kinder, welche
I) in stehender Ehe;
§. 1. Die Gesetze gründen die Vermuthung, daß Kinder, die während einer Ehe erzeugt, oder
geboren worden, von dem Manne erzeugt sind.

§. 2. Gegen diese gesetzliche Vermuthung soll der Mann nur alsdann gehört werden, wenn er
überzeugend nachweisen kann, daß er der Frau in dem Zwischenraume, vom dreyhundert
zweyten, bis zum zweyhundert zehnten Tage vor der Geburt des Kindes, nicht ehelich
beygewohnt habe.

§. 3. Gründet er sich dabey in einem Zeugungsunvermögen; so muß er nachweisen, daß
dergleichen völliges Unvermögen, während dieses ganzen Zeitraums bey ihm obgewaltet
habe.

§. 4. Gründet er sich in der Abwesenheit; so muß nachgewiesen werden, daß der Mann in
eben diesem ganzen Zeitraume dergestalt ununterbrochen von der Frau entfernt gewesen, daß
er ihr die eheliche Pflicht nicht leisten können.

§. 5. Der bloße Nachweis, daß die Mutter um die Zeit, da das Kind gezeugt worden, Ehebruch
getrieben habe, ist noch nicht hinreichend, dem Kinde die Rechte der ehelichen Geburt zu
entziehen.

§. 6. Das Zeugniß der Mutter soll weder für, noch wider die Rechtmäßigkeit eines in stehender
Ehe erzeugten oder gebornen Kindes, etwas beweisen.

§. 7. Der Ehemann, welcher solchergestalt die Rechtmäßigkeit eines von seiner Frau während
der Ehe gebornen Kindes anfechten will, muß sich darüber binnen Jahresfrist, nach erhaltner
Nachricht von der Geburt desselben, bey Verlust seines Rechts, gerichtlich erklären.

§. 8. Wird diese Erklärung vor einem andern, als dem ordentlichen Gerichte des Orts, wo die
Mutter mit dem Kinde wohnet, abgegeben: so muß der Mann dafür sorgen, daß dieselbe
diesem Gerichte ohne Verzug bekannt gemacht werde,

§. 9. Das ordentliche Gericht muß für die Bestellung eines Curators, welcher die Rechte des
Kindes wahrnehme, von Amtswegen Sorge tragen.

§. 10. Bis zur rechtskräftigen Entscheidung der Sache muß der Ehemann die Kosten zur
Verpflegung des Kindes hergeben.

§. 11. Wird das Kind durch richterlichen Ausspruch für unehelich erklärt: so fallen zwischen
ihm und dem Ehemanne alle Rechte und Pflichten, welche zwischen Aeltern und Kindern statt
finden, hinweg.

§. 12. Der Ehemann kann die auf das Kind verwendeten Kosten von dem unehelichen Vater,
oder aus dem vorbehaltenen Vermögen der Mutter, oder aus der Substanz ihres Eingebrachten
zurückfordern.

§. 13. In Ansehung der Mutter hingegen, und des natürlichen Vaters, bleiben dem Kinde seine
Rechte vorbehalten. (Abschn. IX.)

§. 14. Hat der Ehemann nach Vorschrift §. 7. und 8. sich gehörig erklärt, daß er das Kind nicht
für das seinige erkenne: so sind, wenn er auch vor dem Austrage der Sache verstirbt, seine
Verwandten zu deren Fortsetzung wohl befugt.

§. 15. Eine gleiche Befugniß steht den Verwandten innerhalb der §. 7. bestimmten Frist zu,



wenn der Mann, vor dem Ablaufe derselben, ohne sich zu erklären, verstorben ist.

§. 16. Hat aber der Mann, bey seiner Lebenszeit, das Kind für das seinige ausdrücklich oder
stillschweigend anerkannt: so können die Verwandten desselben die Rechtmäßigkeit des
Kindes niemals anfechten.

§. 17. Dagegen können Lehns- und Fideicommiß-Anwarter die Rechtmäßigkeit eines Kindes,
so weit dessen Succession in das Lehn- oder Fideicommiß davon abhängt, annoch binnen
Drey Jahren nach dem Tode des vorgeblichen Vaters anfechten.

§. 18. Auch durch das Anerkenntniß dieses letztern kann den Lehns- und Fideicommiß-
Anwartern ihr Recht nicht benommen werden

2) nach dem Tode des Ehemannes;
§. 19. Ein Kind, welches bis zum Dreyhundert zweyten Tage nach dem Tode des Ehemannes
geboren worden, wird für das eheliche Kind desselben geachtet.

§. 20. Die Erben des Mannes können die eheliche Geburt eines solchen Kindes nur innerhalb
der Zeit, und nur aus den Gründen anfechten, wo und aus welchen der Verstorbene selbst dazu
berechtigt seyn würde. (§. 2. 3. 4. 7.)

§. 21. Ergiebt sich jedoch aus der Beschaffenheit eines zu frühzeitig gebornen Kindes, daß
nach dem ordentlichen Laufe der Natur, der Zeitpunkt seiner Erzeugung nicht mehr in das
Leben des Ehemannes treffe; und kann zugleich die Wittwe eines nach seinem Tode mit
andern Mannspersonen gepflogenen verdächtigen Umgangs überführt werden: so ist das Kind
für ein uneheliches zu achten.

§. 22. Hat die Wittwe wider die Vorschrift der Gesetze (Tit. I. §. 20.) zu früh geheirathet,
dergestalt daß gezweifelt werden kann: ob das nach der anderweitigen Trauung geborne Kind
in dieser oder in der vorigen Ehe erzeugt worden: so ist auf den gewöhnlichen Zeitpunkt,
nehmlich den Zweyhundert und siebenzigsten Tag vor der Geburt, Rücksicht zu nehmen.

§. 23. Fällt dieser noch in die Lebenszeit des vorigen Mannes: so ist die Frucht für ein
eheliches Kind desselben zu achten, welches also zu seiner Familie gehört, und an seinem
Nachlasse Theil nimmt.

§. 24. Es muß aber auch der zweyte Ehemann, welcher durch die zu frühe Verheirathung mit
der Mutter den Stand des Kindes zweifelhaft gemacht hat, demselben alle Pflichten eines
leiblichen Vaters leisten, ohne sich der diesfälligen Rechte über selbiges anmaßen zu dürfen.

§. 25. Doch hat ein solches Kind auf den Nachlaß des zweyten Ehemannes kein gesetzliches
Erbrecht.

§. 26. Nach dem Tode eines Ehemannes können die Erben von der Wittwe Erklärung fordern:
ob sie sich für schwanger halte.

§. 27. Behauptet oder vermuthet die Wittwe eine Schwangerschaft: so können die Erben
verlangen, daß auf ihre Kosten der Wittwe eine anständige Gesellschafterin zugeordnet werde.

§. 28. Bleibt nach Ablauf von Fünf Monathen, seit des Mannes Tode, die Wittwe bey der
Angabe einer Schwangerschaft: so muß sie, auf Verlangen der Erben, Untersuchung durch
eine Hebamme gestatten.

§. 29. Ein Gleiches muß geschehen, sobald die Wittwe eine anfänglich nicht bemerkte noch
vermuthete Schwangerschaft angiebt.

§. 30. Findet in beyden Fällen die Hebamme keine Zeichen einer vorhandenen
Schwangerschaft; und die Wittwe beharret dennoch bey ihrer Behauptung: so muß die
Beobachtung durch die Gesellschafterin bis zum Verlaufe des gesetzmäßigen Termins
fortgesetzt, auch die Untersuchung durch die Hebamme von Zeit zu Zeit wiederholt werden.



§. 31. Selbst wenn die Wirklichkeit der Schwangerschaft ausgemittelt ist, steht es den Erben
frey, die Aufsicht durch die Gesellschafterin bis zur Entbindung, oder bis zum Ablaufe des
gesetzmäßigen Termins, fortsetzen zu lassen.

§. 32. Außerdem können sie verlangen, daß eine von dem Gerichte auf ihre Kosten zu
bestellende ehrbare Matrone bey der Entbindung zugegen sey.

§. 33. Sowohl diese Matrone, als die nach §. 27. zu bestellende Gesellschafterin, müssen
unbescholtene vertragsame Personen seyn, die mit der Wittwe nicht in Feindschaft und
Widerwillen leben.

§. 34. Auch müssen dazu solche Personen gewählt werden, denen keiner von beyden Theilen
Ausstellungen, die einen Zeugen verwerflich oder verdächtig machen, entgegen setzen kann.

§. 35. Ihre wirkliche Vereidung aber ist erst alsdann nothwendig, wenn sie über Thatsachen,
die während der Schwangerschaft, oder bey der Entbindung vorgefallen sind, Zeugniß ablegen
sollen.

§. 36. Die Hebamme sowohl als die Gesellschafterin, ingleichen die Hausgenossen der
Wittwe, müssen, wenn die Entbindung herannahet, dafür sorgen, daß die vom Gerichte
bestellte Matrone in Zeiten herbeygerufen werde.

§. 37. Daraus, daß die Entbindung in Abwesenheit dieser Matrone erfolgt ist, entsteht zwar
einiger Verdacht gegen die Rechtmäßigkeit des Kindes;

§. 38. Doch ist derselbe für sich allein, und wenn nicht andre den Beweis eines vorgefallenen
Betruges begründende Umstände hinzu treten, noch nicht hinreichend, die für das Kind
streitende gesetzliche Vermuthung aufzuheben.

§. 39. Eine Wittwe aber, welche gegen obstehende gesetzliche Vorschriften, ihre
Schwangerschaft oder Niederkunft aus Vorsatz verheimlicht hat, soll um den Vierten Theil
alles dessen, was sie aus dem Nachlasse des Mannes erbt, zum Vortheile der Verwandten
desselben bestraft werden.

3) nach geschiedener Ehe geboren worden.
§. 40. Wird eine Ehe durch richterlichen Ausspruch getrennt: so hat das nachgeborne Kind die
Rechte eines ehelichen, wenn es bis zum Dreyhundert und zweyten Tage nach rechtskräftig
erkannter Scheidung zur Welt gekommen ist.

§. 41. Will der geschiedene Mann das Kind nicht für das seinige erkennen: so findet alles das
Anwendung, was §. 2-18. verordnet ist.

§. 42. Auch stehet dem Manne frey, die den Erben §. 26. sqq. nachgelassene Sicherheits-
Maaßregeln vorzukehren.

§. 43. Eine Frau, welche schon vor der Scheidung von dem Manne abgesondert gelebt hat,
muß, sobald sie nach dieser Absonderung eine Schwangerschaft verspürt, dem Manne davon
sofort gerichtlich Anzeige machen.

§. 44. Alsdann ist der Mann auf eben diese Sicherheits-Maaßregeln anzutragen berechtigt.

§. 45. Die Unterlassung dieser Anzeige ist zwar, für sich allein, noch nicht hinreichend, dem
Kinde die Rechte der ehelichen Geburt zu entziehen;

§. 46. Die Mutter aber, welche die Anzeige unterlassen hat, kann durch ein solches Kind
niemals irgend einige Rechte oder Vortheile aus dem Vermögen des geschiedenen Mannes
erlangen.

§. 47. Wenn der Mann eine Schwangerschaft der geschiedenen Frau behauptet, oder
vermuthet; die Frau aber dieselbe läugnet: so ist ersterer auf Untersuchung einer vereideten
Hebamme anzutragen berechtigt.



§. 48. Erklärt diese die Frau für schwanger: so kann der Mann die Vorkehrung der §. 27. sqq.
bestimmten Sicherheits-Maaßregeln, zur Verhütung alles Unterschleifs oder Unterschlagung
des Kindes, verlangen.

§. 49. Hat dessen ungeachtet die Frau das Kind unterschlagen: so soll sie dafür, als eine
Betrügerin, peinlich bestraft werden.

Von Kindern aus nichtigen und ungültigen Ehen.
§. 50. Wird eine Ehe aus den Tit. I. §. 947. 948. 949. 951. angeführten Gründen für nichtig
erklärt: so haben die daraus erzeugten Kinder, in Ansehung ihrer unmittelbaren Aeltern,
dennoch alle Rechte der ehelichen.

§. 51. Sie treten aber nicht in die Familie, weder des Einen noch des Andern von beyden
Aeltern, und können also auch auf die Erbfolge, weder der aufsteigenden, noch der
Seitenverwandten, noch der Abkömmlinge der Aeltern aus andern Verbindungen, Anspruch
machen.

§. 52. Unter sich selbst aber haben sie alle Rechte ehelicher Geschwister.

§. 53. Auch führen solche Kinder in der Regel den Namen der Mutter.

§. 54. In so fern beyde Aeltern oder auch eins von ihnen dergleichen nichtige Ehe wissentlich
geschlossen haben, erlangen sie über die daraus erzeugten Kinder keine älterlichen Rechte.

§. 55. Doch kommen ihnen, in so fern sie die Erziehung und Verpflegung der Kinder
besorgen, diejenigen persönlichen Rechte zu, welche die Gesetze den Pflegeältern beylegen.
(Abschn. XII.)

§. 56. Sind Ehen aus den Tit. I. §. 950.952. angeführten Gründen nichtig: so haben die daraus
erzeugten Kinder die Rechte der Kinder aus einer Ehe zur linken Hand. (Abschn. VTfl.)

§. 57. Werden ungültige Ehen in der Folge als nichtig wieder aufgehoben: so gilt von den
daraus erzeugten Kindern alles, was von Kindern aus einer an sich nichtigen Ehe vorstehend
§. 50 bis 55. verordnet ist.

Zweyter Abschnitt
Von den Rechten und Pflichten der Aeltern und der aus einer Ehe zur rechten Hand erzeugten
Kinder, so lange die letztern unter väterlicher Gewalt stehn
Allgemeine Rechte ehelicher Kinder.
§. 58. Kinder aus einer Ehe zur rechten Hand führen den Namen des Vaters.

§. 59. Sie erlangen die Rechte seiner Familie und seines Standes, in so fern letztere durch die
bloße Geburt fortgepflanzt worden.

§. 60. Sie sind eben der Gerichtsbarkeit, wie der Vater, unterworfen, und bleiben darunter
auch nach seinem Tode, so lange sie diesen Gerichtsstand auf eine gesetzmäßige Art nicht
verändert haben.

Allgemeine Pflichten derselben
§. 61. Kinder sind beyden Aeltern Ehrfurcht und Gehorsam schuldig.

§. 62. Vorzüglich aber stehen sie unter väterlicher Gewalt.

§. 63. Sie sind verbunden die Aeltern in Unglück und Dürftigkeit nach ihren Kräften und
Vermögen zu unterstützen, und besonders in Krankheiten deren Pflege und Wartung zu
übernehmen.



Rechte und Pflichten der Aeltern:
1) wegen der Verpflegung,
§. 64. Beyde Eheleute müssen für standesmäßigen Unterhalt und Erziehung der Kinder mit
vereinigten Kräften Sorge tragen.

§. 65. Hauptsächlich muß jedoch der Vater die Kosten zur Verpflegung der Kinder hergeben.

§. 66. Körperliche Pflege und Wartung, so lange die Kinder deren bedürfen, muß die Mutter
selbst, oder unter ihrer Aufsicht besorgen.

§. 67. Eine gesunde Mutter ist ihr Kind selbst zu säugen verpflichtet.

§. 68. Wie lange sie aber dem Kinde die Brust reichen solle, hängt von der Bestimmung des
Vaters ab.

§. 69. Doch muß dieser, wenn die Gesundheit der Mutter oder des Kindes unter seiner
Bestimmung leiden würde, dem Gutachten der Sachverständigen sich unterwerfen.

§. 70. Vor zurückgelegtem Vierten Jahre kann der Vater das Kind, wider den Willen der
Mutter, ihrer Aufsicht und Pflege nicht entziehen.

§. 71. Es wäre denn, daß es der Mutter an Kräften, oder am Willen fehlte, ihrer Obliegenheit
ein Gnuge zu leisten.

§. 72. Entsteht darüber ein Streit unter den Eheleuten: so muß das vormundschaftliche Gericht
die Sache untersuchen, und den Streit, jedoch ohne Zulassung eines förmlichen Prozesses,
entscheiden.

§. 73. Bey der Untersuchung muß jedoch ein am Orte befindlicher Verwandter von Seiten
eines jeden der beyden Eheleute, oder in deren Ermangelung, zwey Bekannte und
Standesgenossen zugezogen werden.

2) wegen der Erziehung und des Unterrichts.
§. 74. Die Anordnung der Art, wie das Kind erzogen werden soll, kommt hauptsächlich dem
Vater zu.

§. 75. Dieser muß vorzüglich dafür sorgen, daß das Kind in der Religion und nützlichen
Kenntnissen den nöthigen Unterricht, nach seinem Stande und Umständen, erhalte.

§. 76. Sind die Aeltern verschiednen Glaubensbekenntnissen zugethan: so müssen, bis nach
zurückgelegtem Vierzehnten Jahre, die Söhne in der Religion des Vaters, die Töchter aber in
dem Glaubensbekenntnisse der Mutter unterrichtet werden.

§. 77. Zu Abweichungen von diesen gesetzlichen Vorschriften kann keines der Aeltern das
Andere, auch nicht durch Verträge, verpflichten.

§. 78. So lange jedoch Aeltern, über den ihren Kindern zu ertheilenden Religionsunterricht
einig sind, hat kein Dritter ein Recht, ihnen darin zu widersprechen.

§. 79. Uebrigens benimmt die Verschiedenheit des kirchlichen Glaubensbekenntnisses keinem
der Aeltern die ihm sonst wegen der Erziehung zustehenden Rechte.

§. 80. Auch nach dem Tode der Aeltern muß der Unterricht der Kinder in dem
Glaubensbekenntnisse desjenigen von ihnen, zu dessen Geschlecht sie gehören, fortgesetzt
werden.

§. 81. Auf eine in der letzten Krankheit erst erfolgte Religionsänderung wird dabey keine
Rücksicht genommen.

§. 82. Hat aber der verstorbene Ehegatte ein zu seinem Geschlechte gehöriges Kind,
wenigstens durch das ganze letzte Jahr vor seinem Tode, in dem Glaubensbekenntnisse des



andern Ehegatten unterrichten lassen: so muß dieser Unterricht in eben der Art, auch nach
seinem Tode, bis zum vollendeten Vierzehnten Jahre des Kindes, fortgesetzt werden.

§. 83. Vor zurückgelegtem Vierzehnten Jahre darf keine Religionsgesellschaft ein Kind zur
Annahme, oder zum öffentlichen Bekenntnisse einer andern Religion, als wozu dasselbe nach
vorstehenden gesetzlichen Bestimmungen gehört, selbst nicht mit Einwilligung der Aeltern
seines Geschlechts zulassen.

§. 84. Nach zurückgelegtem Vierzehnten Jahre hingegen steht es lediglich in der Wahl der
Kinder, zu welcher Religionspartey sie sich bekennen wollen.

§. 85. Auch wenn das Kind eine andere, als die Religion beyder Aeltern wählt, wird dadurch
in den Rechten und Pflichten der Aeltern, wegen der Erziehung, Verpflegung und Versorgung,
nichts geändert.

3) Rechte der älterlichen Zucht,
§. 86. Die Aeltern sind berechtigt, zur Bildung der Kinder alle der Gesundheit derselben
unschädliche Zwangsmittel zu gebrauchen.

§. 87. Finden sie diese nicht hinreichend: so muß ihnen das vormundschaftliche Gericht, auf
gebührendes Anmelden, hülfreiche Hand leisten.

§. 88. Dies Gericht muß das Verhalten der Aeltern sowohl, als des Kindes, summarisch, und
ohne Zulassung eines förmlichen Prozesses untersuchen.

§. 89. Nach Befinden der Umstände muß alsdann die Art und Dauer der anzuwendenden
Besserungsmittel von ihm bestimmt werden.

§. 90. Sollten Aeltern ihre Kinder grausam mißhandeln; oder zum Bösen verleiten; oder ihnen
den nothdürftigen Unterhalt versagen: so ist das vormundschaftliche Gericht schuldig, sich
der Kinder von Amts wegen anzunehmen.

§. 91. Nach Befund der Umstände kann den Aeltern, in einem solchen Falle, die Erziehung
genommen, und auf ihre Kosten andern zuverläßigen Personen anvertrauet werden.

4) Von Erziehung der Kinder aus geschiedenen Ehen.
§. 92. Sind die Aeltern geschieden worden: so müssen die Kinder der Regel nach bey dem
unschuldigen Theile erzogen werden.

§. 93. Ist der Vater zwar der schuldige Theil; die Ursache der Scheidung aber nicht so
beschaffen, daß daraus die gegründete Besorgniß einer schlechten Erziehung entsteht: so kann
er verlangen, daß ihm die Erziehung der Söhne gelassen werde.

§. 94. Die Pflege der Kinder, welche das Vierte Jahr noch nicht zurückgelegt haben, verbleibt,
ohne Unterschied des Geschlechts, bis zur Zurücklegung dieses Alters der auch für schuldig
erklärten Mutter; in so fern die vorgekommenen Scheidungsursachen nicht von einer solchen
Verderbniß des moralischen Charakters zeugen, daß dadurch erhebliche Besorgnisse einer
Vernachlässigung der Kinder begründet werden.

§. 95. Ist Keiner der Aeltern für den schuldigen Theil erklärt: so werden die Kinder bis nach
vollendetem Vierten Jahre bey der Mutter, sodann aber bey dem Vater erzogen.

§. 96. Doch kann, wenn Töchter darunter sind, der Richter die Erziehung derselben überhaupt,
bewandten Umständen nach, der Mutter anvertrauen.

§. 97. Die Anordnungen, welche wegen Erziehung der Kinder bey dem Einen der gewesenen
Ehegatten nach obigen Grundsätzen getroffen worden, können auf das Anrufen des Andern
wieder aufgehoben werden, wenn eine erhebliche Besorgniß der Vernachläßigung, oder
schlechten Erziehung erst in der Folge eintritt, oder zum Vorschein kommt.



§. 98. Hat dergleichen Besorgniß sich bey der Scheidung in Ansehung beyder gewesenen
Eheleute Offenbart: so muß der den Kindern bestellte Curator, wegen deren Erziehung an
einem dritten Orte Vorschläge machen.

§. 99. Der Richter muß alsdann das Nöthige deshalb von Amts wegen verordnen.

§. 100. Ein Gleiches kann geschehen, ohne daß es nöthig ist, den Antrag des andern
geschiedenen Theils abzuwarten, wenn die Gründe einer solchen erheblichen Besorgniß erst
nach der Scheidung eintreten oder bekannt werden.

§. 101. Sind beyde Aeltern, oder eins derselben, von der Erziehung ausgeschlossen: so soll
ihnen doch der Zutritt zu den Kindern nicht gänzlich versagt werden.

§. 102. Es bleibt aber richterlichem Ermessen vorbehalten, wie oft, und unter welcher
Aufsicht dergleichen Besuche zu gestatten sind.

§. 103. Die Kosten der Erziehung müssen, auch nach der Scheidung, hauptsächlich von dem
Vater getragen werden.

§. 104. Doch kann derselbe von der für schuldig erklärten Mutter einen Beytrag, nach
Verhältniß ihres Vermögens oder Erwerbes, bis höchstens auf die Hälfte des erforderlichen
baaren Aufwandes verlangen.

§. 105. In so fern nach §. 94. der für schuldig erklärten Mutter dennoch die Erziehung der
Kinder bis zum Vierten Jahre gelassen wird, muß sie die Kosten derselben allein übernehmen.

§. 106. Muß die Pflege der Kinder bis zu diesem Alter Andern anvertraut werden: so fallen
die dabey auflaufenden baaren Auslagen hauptsächlich der Mutter zur Last.

§. 107. Ist der Vater die Kosten der Erziehung ganz oder zum Theil aufzubringen
unvermögend: so bleibt allemal, und ohne Unterschied der Fälle, den Kindern ihr Recht
deshalb an die auch unschuldige Mutter vorbehalten.

§. 108. Die Aeltern sind schuldig, ihre Kinder zu künftigen brauchbaren Mitgliedern des
Staats, in einer nützlichen Wissenschaft, Kunst, oder Gewerbe, vorzubereiten.

5) Rechte und Pflichten der Aeltern bey der Wahl einer Lebensart für die Kinder.
§. 109. Die Bestimmung der künftigen Lebensart der Söhne hängt zunächst von dem
Ermessen des Vaters ab.

§. 110. Er muß aber dabey auf die Neigung, Fähigkeiten, und körperlichen Umstände des
Sohnes vorzügliche Rücksicht nehmen.

§. 111. Bis nach zurückgelegtem Vierzehnten Jahre muß sich der Sohn der Anordnung des
Vaters schlechterdings unterwerfen.

§. 112. Bey alsdann fortdauernder gänzlicher Abneigung des Sohnes gegen die von dem Vater
gewählte Lebensart, muß das vormundschaftliche Gericht, mit Zuziehung eines oder zweyer
am Orte befindlichen nächsten Verwandten, und der Lehrer des Sohns, die beyderseitigen
Gründe prüfen.

§. 113. Das Gericht muß solche Einrichtungen zu treffen bemüht seyn, daß die der Neigung
und Fähigkeit des Sohnes, so wie dem Stande und Vermögen des Vaters gemäßeste Lebensart
gewählt werden.

§. 114. In zweifelhaften Fällen ist diejenige Einrichtung, welche der Vater treffen will, zu
genehmigen; und von dieser kann nur alsdann abgegangen werden, wenn auf eine
überzeugende Art erhellet, daß dieselbe zu einem erheblichen und dauernden Nachtheile für
den Sohn ausschlagen möchte.

§. 115. Doch soll der Sohn wider seinen Willen zum Studiren niemals angehalten; noch der
Vater, die Kosten des Studirens für den Sohn herzugeben, wider seinen Willen jemals



genöthigt werden.

§. 116. Will der Sohn von der einmal mit Zustimmung des Vaters, oder sonst, freywillig
gewählten Lebensart zu einer andern übergehn: so ist der Vater, die durch eine solche
Veränderung entstehenden größern Kosten herzugeben, in der Regel nicht schuldig.

§. 117. Kann jedoch der Sohn erhebliche Gründe dazu anführen: so muß nach der Vorschrift
§. 112-115. verfahren werden.

§. 118. In wie fern nach des Vaters Tode der Mutter ein Einfluß auf die Wahl der Lebensart
der Kinder gebühre, wird in dem Titel von Vormundschaften verordnet.

6) bey der Verheirathung der Kinder.
§. 119. Aeltern können ihre Kinder zur Wahl eines künftigen Ehegatten nicht zwingen.

§. 120. In wie fern aber die Einwilligung der Aeltern zur Verheirathung der Kinder
erforderlich sey, oder von dem Richter ergänzt werden könne, ist im Ersten Titel
vorgeschrieben. (Tit. I. §. 45-74.)

7) Pflicht der Kinder zu häuslichen Diensten.
§. 121. Die Kinder sind schuldig, den Aeltern in deren Wirthschaft und Gewerbe nach ihren
Kräften hülfreiche Hand zu leisten.

§. 122. Es darf aber den Kindern dadurch die zu ihrem Unterrichte und Ausbildung nöthige
Zeit nicht entzogen werden.

8) Wie weit Kinder etwas erwerben, oder sich oder die Aeltern verpflichten können.
§. 123. Was die Kinder bey solchen Gelegenheiten erwerben, das erwerben sie den Aeltern.

§. 124. Bey jeder andern Gelegenheit können die Kinder Vermögen und Gerechtsame für sich
selbst, auch ohne den Beytritt des Vaters erwerben.

§. 125. Wenn aber mit dergleichen Vortheilen zugleich Lasten und Verbindlichkeiten
übernommen werden sollen: so hängt die Rechtsbeständigkeit der Handlung des Kindes von
der vorhergehenden oder hinzukommenden Einwilligung des Vaters ab. (Th. I. Tit. IV. §. 21.
22. Tit. V. §. 11.12. 13.)

§. 126. Nur in so fern, als jemand überhaupt durch die Handlung eines Dritten, vermöge
seines Auftrages, seiner Genehmigung, oder einer in seinen Nutzen erfolgten Verwendung
verpflichtet wird, kann auch ein Vater durch die Handlungen seiner Kinder verpflichtet
werden.

§. 127. Wenn ein Vater sein Kind zu einer gewissen Bestimmung außer seinem Hause
widmet: so genehmigt er eben dadurch alle Handlungen und Verträge desselben, ohne welche
das Kind diese Bestimmung nicht erfüllen kann.

§. 128. Dagegen soll daraus, daß ein Vater die Schulden des Kindes einmal, oder auch öfter
bezahlt hat, eine Genehmigung mehrerer oder neuer Schulden Niemals gefolgert werden.

§. 129. Nur das, was jemand einem außerhalb des väterlichen Hauses lebenden Kinde zu den
nothwendigsten und dringendsten Bedürfnissen des Lebens giebt, soll in allen Fällen, als in
den Nutzen des Vaters verwendet, angesehen werden.

§. 130. Für Sachen und Gelder, die zu andern Bedürfnissen des Kindes gegeben und
verwendet worden, haftet das Vermögen des Vaters nur alsdann, wenn die Kinder keine
Gelegenheit gehabt, die nöthige Unterstützung von ihm selbst zu erhalten.

§. 131. In allen Fällen, wo die Handlungen und Verträge der Kinder in Ansehung des Vaters
unverbindlich sind, sind sie auch in Ansehung ihrer selbst der Regel nach ungültig.



§. 132. Auch nach aufgehobener väterlicher Gewalt sind daher die Kinder, dergleichen von
Anfang an ungültige Schulden zu bezahlen, nicht verbunden.

§. 133. Nur in Fällen, wo für Personen, die nach ihrer Qualität für sich Verträge zu schließen
unfähig sind, vermöge allgemeiner gesetzlichen Vorschriften, die Verbindlichkeit zum Ersatze
aus der bloßen nützlichen Verwendung entsteht, müssen Kinder dergleichen Ersatz, nach
aufgehobener väterlichen Gewalt, aus eignem Vermögen leisten. (Th. I. Tit. XIII- Abschn. III.)

§. 134. Der Vorwand, daß sich jemand für einen solchen, der nicht mehr unter väterlicher
Gewalt steht, ausgegeben habe, macht den Vertrag oder die Schuld nicht gültig.

§. 135. Doch kann der Gläubiger, der von einem solchen Schuldner, ohne sein eignes mäßiges
Versehen, wirklich hintergangen worden, aus desselben Vermögen, nach allgemeinen
gesetzlichen Vorschriften, Schadloshaltung fordern. (Th. I. Tit. V. §. 33-36. Tit. VI. §. 10.
sqq.)

§. 136. Die von einem unter väterlicher Gewalt stehenden Kinde von Anfang an ungültig
gemachten Schulden werden gültig, wenn sich der Schuldner, nach aufgehobener väterlichen
Gewalt, zu deren Bezahlung verpflichtet. (Th. I. Tit. V. §. 37. 38.)

§. 137. Doch soll nur auf ein ausdrückliches, vor Gerichten, oder vor einem
Justizcommissario erklärtes Anerkenntniß, Rücksicht genommen werden.

§. 138. Was auf die an sich ungültige Schulden eines Kindes, vor oder nach aufgehobener
väterlichen Gewalt, wirklich bezahlt worden, kann der Zahlende nicht zurückfordern.

9) Von den Verpflichtungen aus unerlaubten Handlungen der Kinder.
§. 139. Den aus Verbrechen der Kinder entstehenden Schaden darf der Vater aus eignem
Vermögen der Regel nach nicht vertreten.

§. 140. Er muß ihn aber vertreten, wenn er die unerlaubte Handlung veranlaßt, oder das Kind
durch sein Beyspiel dazu verleitet hat.

§. 141. Aus einer nach der That erklärten Billigung derselben entsteht gegen den Vater die
Vermuthung, daß er sie veranlaßt habe.

§. 142. Auch haftet der Vater für den entstandenen Schaden, wenn er denselben nicht verhütet
hat, da es doch in seinem Vermögen gestanden hätte.

§. 143. Ferner alsdann, wenn er den Unterricht, die Erziehung, und die Aufsicht über die
Kinder gröblich vernachläßigt hat.

§. 144. In den Fällen des §. 140-142. haftet auch die Mutter für den aus dem Verbrechen des
Kindes entstandenen Schaden.

§. 145. Ein Gleiches findet auch in dem Falle des §. 143. statt, wenn, nach dem Abgange des
Vaters, die Erziehung des Kindes der Mutter überlassen gewesen.

§. 146. Das Kind selbst bleibt zum Schadensersatze verhaftet, wenn es eigenthümliches
Vermögen hat, oder nach aufgehobener väterlichen Gewalt dazu gelangt.

Dritter Abschnitt
Von dem eigenthümlichen Vermögen der Kinder
Was zu dem freyen Vermögen der Kinder,
§. 147. Das eigenthümliche Vermögen der Kinder, welches dem väterlichen Nießbrauche
nicht unterworfen ist, wird ihr freyes Vermögen genannt.

§. 148. Zum freyen Vermögen der Kinder gehört alles, was dieselben, außerhalb des Betriebes
der väterlichen Geschäfte, durch Fleiß und Geschicklichkeit erwerben.



§. 149. Desgleichen dasjenige, was sie in Kriegs- oder Civil-Diensten vor sich bringen, oder
bey Gelegenheit derselben, von ihren Aeltern oder Andern, zur Ausrüstung oder Beyhülfe
erhalten.

§. 150. Auch Lehne, die den Kindern verliehen, oder wozu dieselben in die Gesammtehand
mit aufgenommen worden, werden, sobald sie zum Besitze gelangen, in Beziehung auf den
Vater, ihrem freyen Vermögen beygerechnet.

§. 151. Ferner die Belohnungen ihres Fleißes und ihrer Geschicklichkeit, die ihnen von den
Aeltern, oder auch von Andern ertheilt worden.

§. 152. Alle Geschenke und Vermächtnisse, die ihnen aus Erkenntlichkeit für geleistete
Dienste, oder für erwiesene Gefälligkeiten zufließen.

§. 153. Alles, was sie von demjenigen ersparen, was ihnen von den Aeltern zu ihrem
Unterhalte außer dem väterlichen Hause, oder sonst zu ihren Ausgaben, angewiesen worden.

§. 154. Endlich alles, was ihnen von Aeltern, Verwandten, oder Fremden, unter der
ausdrücklichen Bestimmung, daß es dem väterlichen Nießbrauche nicht unterworfen seyn
solle, zugewendet wird.

§. 155. Nur Verwandte in aufsteigender Linie, die den Kindern einen Pflichttheil zu verlassen
schuldig sind, können den Vater von dem Nießbrauche desselben nicht ausschließen.

was zu ihrem nicht freyen Vermögen gehöre.
§. 156. Alles andre, was den Kindern durch bloße Schenkungen, Erbschaften, Vermächtnisse,
oder Glücksfälle zukommt, gehört zu ihrem nicht freyen Vermögen.

§. 157. Auch die Pathengeschenke werden dem nicht freyen Vermögen der Kinder
beygerechnet.

I. Rechte des Vaters und der Kinder, in Ansehung des freyen Vermögens.
§. 158. Ueber das freye Vermögen haben die Kinder eben die Rechte, die einem nicht unter
väterlicher Gewalt stehenden Menschen über sein Eigenthum zukommen.

§. 159. Wenn sie noch minderjährig, oder sonst ihren Sachen selbst vorzustehen unfähig sind:
so gebührt dem Vater die vormundschaftliche Verwaltung desselben.

§. 160. Doch steht es bey dem, welcher dergleichen Vermögen den Kindern, unter
Lebendigen, oder von Todes wegen zuwendet, zu bestimmen: ob die Verwaltung dem Vater,
oder einem Dritten anvertrauet, und wie dieselbe geführt werden solle.

§. 161. Die Nutzungen dieses freyen Vermögens kann der Vater zur Verpflegung und
Erziehung der Kinder, so weit sie dazu nach dem Ermessen des vormundschaftlichen Gerichts
erforderlich sind, mit verwenden.

§. 162. So weit diese Nutzungen hierzu nicht gebraucht werden, wachsen sie der Vermögens-
Substanz zu.

§. 163. Nach erlangter Großjährigkeit, oder wegfallenden anderweitigen Gründen einer
vormundschaftlichen Verwaltung, können die Kinder über ihr freyes Vermögen eben so, als
wenn sie nicht mehr unter väterlicher Gewalt wären, verfügen.

§. 164. Doch müssen sie auch alsdann die Einkünfte dieses Vermögens zu ihrem eignem
Unterhalte, so weit dieselben dazu hinreichen, auf Verlangen des Vaters vorzüglich
anwenden.

§. 165. Alle Verträge, die sie nach erlangter Großjährigkeit in Ansehung ihres freyen
Vermögens schließen, sind auch ohne Beytritt des Vaters gültig.



§. 166. Doch muß der, welcher einem noch unter väterlicher Gewalt stehenden, obwohl
großjährigen Kinde, auf sein freyes Vermögen Credit geben will, sich dasselbe durch
Eintragung in das Hypothekenbuch, oder durch Uebergabe des Obligations-Instruments, oder
der verpfändeten beweglichen Sache, besonders versichern lassen.

§. 167. Der Ersatz des von einem Kinde durch unerlaubte Handlungen verursachten Schadens
muß hauptsächlich aus dessen freyen Vermögen erfolgen.

II. In Ansehung des nicht freyen Vermögens. Verwaltung desselben.
§. 168. Von dem nicht freyen Vermögen der Kinder gebührt dem Vater, so lange die
väterliche Gewalt dauert, die Verwaltung und der Nießbrauch.

§. 169. Ausstehende Capitalien der Kinder kann der Vater nach Gutfinden einziehn,
anderweitig belegen, oder auch sich selbst zum Schuldner der Kinder dafür bestellen; in so
fern nicht ein solches Capital den Kindern zur Sicherheit besonders verschrieben, oder die
Verwaltung des Vaters darüber durch besondere Gesetze oder rechtsgültige
Willenserklärungen eingeschränkt ist.

§. 170. Bey andern Vermögensstücken muß der Vater, so lange die Kinder noch minderjährig
sind, zu allen Veränderungen der Substanz, die ein Nießbraucher nicht ohne den Eigenthümer
vornehmen kann, die Einwilligung des vormundschaftlichen Gerichts einholen. (Th. I. Tit.
XXI. Abschn. I.)

§. 171. Dies muß besonders geschehen, wenn Grundstücke, oder Gerechtigkeiten, während
der Minderjährigkeit der Kinder veräußert, verpfändet, oder mit andern bleibenden Reallasten
belegt werden sollen.

§. 172. Das Gericht darf die Einwilligung nicht versagen, wenn der Vater die Notwendigkeit
der Verpfändung oder Veräußerung, oder einen den Kindern daraus entstehenden erheblichen
Nutzen nachweist.

§. 173. Außer dieser Einwilligung sind zur Gültigkeit des Geschäfts keine weitere
Förmlichkeiten erforderlich.

§. 174. Geschieht jedoch eine solche Veräußerung bloß des Nutzens wegen: so muß das
gelösete Kaufgeld entweder anderweitig zu Grundstücken auf den Namen der Kinder
verwendet; oder auf Hypothek angelegt; oder von dem Vater besondere Caution dafür bestellt
werden.

§. 175. So weit ein Nießbraucher zur Begründung einer Meliorationsforderung der
Einwilligung des Eigenthümers bedarf, muß der Vater minderjähriger Kinder, wenn er
dergleichen Vergütung künftig verlangen will, um die Einwilligung des vormundschaftlichen
Gerichts zu den vorzunehmenden Verbesserungen sich bewerben.

Gesetzliches Vorrecht.
§. 176. Zur Sicherheit des Vermögens, welches auf die Kinder von der Mutter gediehen ist,
behalten die Kinder in den Gütern des Vaters eben das Vorrecht, welches der Mutter, wegen
ihres Eingebrachten, in dem Vermögen des Mannes zustand. (Tit. I. §. 254. sqq.)

§. 177. Auch wegen des übrigen nicht freyen Vermögens haben die Kinder in den Gütern des
Vaters das Vorrecht der Vierten Classe, von der Zeit an, da der Vater das Vermögen der
Kinder an sich genommen hat.

§. 178. Außer diesem gesetzlichen Vorrechte, ist der Vater, besondere Sicherheit für das
seiner Verwaltung anvertrauete Vermögen der Kinder zu bestellen, nach der Regel nicht
schuldig.

Fälle, wo besondre Sicherheit bestellt werden muß.
§. 179. Nur alsdann kann dem Vater dergleichen besondre Sicherstellung abgefordert werden,



wenn er auf Behandlung oder Indult gegen seine Gläubiger anträgt; wenn Sequestration seiner
Grundstücke, oder Auspfändung seiner Mobilien verhängt; oder Wechselexecution gegen ihn
vollstreckt wird; oder wenn er sonst offenbar in Verfall seines Vermögens zu gerathen
anfängt.

§. 180. Ferner, wenn er wegen eines Amts, einer Casse oder Pachtung, dem Fiskus oder einer
andern mit fiskalischen Rechten versehenen Anstalt verhaftet ist; oder dergleichen Amt, Casse
oder Pachtung auch erst nachher, da er das Vermögen der Kinder schon erhalten hat,
übernimmt.

§. 181. Desgleichen alsdann, wenn er zu der Zeit, da das Vermögen der Kinder in seine
Verwaltung gelangt, schon in den Diensten einer andern öffentlichen Anstalt steht, welcher
die Gesetze das Vorrecht der Vierten Classe in den Gütern ihrer Cassenbedienten und
Administratoren einräumen.

§. 182. Kann oder will der Vater in allen diesen Fällen keine Sicherheit leisten: so muß ihm
die Verwaltung des Vermögens der Kinder genommen, und einem besondern Curator, unter
näherer Aufsicht des vormundschaftlichen Gerichts, übertragen werden.

§. 183. Nur alsdann kann das Gericht dem Vater, in den Fällen des §. 180. 181. die besondere
Sicherstellung erlassen, wenn erhellet, daß er sonst die Bedienung nicht erlangen oder
behalten könnte; und er gleichwohl ohne dieselbe, den Unterhalt und die Erziehung der
Kinder gehörig zu besorgen, außer Stande seyn würde.

§. 184. Doch muß ein solcher Vater dem vormundschaftlichen Gerichte ein Attest seiner
vorgesetzten Behörde über den richtigen Befund der Casse und Rechnung alljährig vorlegen.

§. 185. Unterläßt er dieses: so muß nach der Vorschrift §. 182. wider ihn verfahren werden.

§. 186. In wie fern eine Amtscaution, welche für den Vater aus dem den Kindern zugefallenen
Vermögen bestellt ist, während der Minderjährigkeit der Kinder stehen gelassen, oder aus dem
Vermögen derselben neu bestellt werden könne, ist nach den für einen ähnlichen Fall in dem
Titel von Vormundschaften vorgeschriebenen Grundsätzen zu bestimmen. (Tit. XVIII.
Abschn. VIII.)

§. 187. Schreitet ein Vater, welcher liegende Grunde oder Gerechtigkeiten besitzt, zur
anderweitigen Verehelichung: so muß er das Vermögen der Kinder aus voriger Ehe auf diese
Grundstücke eintragen lassen.

§. 188. Diese Eintragung hat jedoch nur eben die Rechte, wie eine eingetragne
vormundschaftliche Caution.

Wer für diese Sicherstellung zu sorgen habe.
§. 189. Sind die Kinder großjährig, und auch sonst ihren eignen Sachen vorzustehen fähig: so
können dieselben, auch wenn sie noch unter väterlicher Gewalt sind, in den Fällen des §. 179.
180. 181. 187. auf die von dem Vater zu leistende Sicherheit selbst antragen.

§. 190. Außer ihnen hat alsdann niemand ein Recht, sich in diese Angelegenheit zu mischen.

§. 191. Sind aber diese Kinder noch minderjährig, oder sonst unfähig, ihren Sachen selbst
vorzustehen: so muß der bey der Auseinandersetzung mit dem Vater ihnen zugeordnete
Curator für die Bestellung der Sicherheit, nach näherer Anweisung des Vormundschaftsrechts
sorgen.

§. 192. Ist den Kindern noch kein Curator bestellt: so muß das vormundschaftliche Gericht für
dessen Anordnung von Amtswegen sorgen, sobald der Fall, wo es einer besondern Sicherheit
bedarf, zu seiner Wissenschaft gelanget.

§. 193. Zu einer desfalls dem Gerichte zu machenden Anzeige ist besonders die Mutter, und in
deren Ermangelung derjenige befugt, welchem nächst dem Vater das Erbrecht zusteht.



§. 194. Ist dieser selbst noch minderjährig: so tritt der nächste nach ihm an seine Stelle.

§. 195. Auch den fiskalischen Bedienten liegt ob, sobald ein Fall der für das Vermögen
minderjähriger Kinder von deren Vater zu leistenden Sicherheit zu ihrer Kenntniß gelangt,
dem vormundschaftlichen Gerichte davon Anzeige zu machen.

§. 196. Wird durch diese Anzeige das Vermögen der Kinder von der Gefahr eines
besorglichen Verlusts gerettet: so soll aus den Nutzungen desselben dem fiskalischen
Bedienten eine verhältnißmäßige Belohnung seiner Wachsamkeit angewiesen werden.

§. 197. Auch diejenigen, welche jemanden ein Amt übertragen, wodurch das Vermögen
desselben einem gesetzmäßigen Vorrechte unterworfen wird, sollen schuldig seyn, dem
ordentlichen persönlichen Gerichtsstande des Beamten, sogleich nach seiner Einführung,
davon Nachricht zu geben.

§. 198. Ist dieses von ihnen vorsetzlich, oder aus grobem Versehen unterlassen worden: so
bleiben sie den Kindern, wegen des daraus entstehenden Nachtheils, verantwortlich.

§. 199. Hauptsächlich aber muß jeder Vater, welcher Vermögen von seinen Kindern in
Händen hat, sobald der Fall eintritt, wo er nach den Gesetzen besondere Sicherheit dafür zu
bestellen verbunden ist, es dem vormundschaftlichen Gerichte selbst anzeigen.

§. 200. Ein Vater, der diese Pflicht mit Vorsatz verabsäumt, wird seines Nießbrauchs
verlustig.

Rechte der Kinder in Ansehung des nicht freyen Vermögens.
§. 201. So lange Kinder noch unter väterlicher Gewalt sind, können sie über ihr nicht freyes
Vermögen, ohne Beytritt und Einwilligung des Vaters, unter Lebendigen keine gültige
Verfügung treffen.

§. 202. Vielmehr gilt von den Verträgen und Schulden auch solcher Kinder, eben das, was in
Ansehung der noch unter väterlicher Gewalt stehenden Kinder überhaupt §. 124. sqq.
verordnet ist.

§. 203. Haben Kinder durch unerlaubte Handlungen jemand Schaden zugefügt: so muß der
Ersatz, in Ermangelung eines freyen Vermögens, aus dem nicht freyen, so weit dasselbe
hinreicht, so fort erfolgen.

Vom väterlichen Nießbrauche.
§. 204. So lange der Vater der Kinder standesmäßigen Unterhalt und Erziehung besorgt, hängt
die Verwendung der Einkünfte ihres nicht freyen Vermögens lediglich von seinem Gutfinden
ab.

§. 205. Auch seine eigne Gläubiger können aus diesen Einkünften ihre Befriedigung suchen.

§. 206. Wenn aber der Vater in Concurs verfällt, oder sonst außer Stand kommt, die Kinder
standesmäßig zu verpflegen und zu erziehen: so verliert er die Verwaltung und den
Nießbrauch ihres nicht freyen Vermögens.

§. 207. Beydes fällt den Kindern anheim, in so fern dieselben großjährig, und sonst ihren
Sachen selbst vorzustehen fähig sind.

§. 208. Außerdem muß den Kindern ein Curator bestellt, und durch diesen ihr nicht freyes
Vermögen, unter Aufsicht des vormundschaftlichen Gerichts, zum Besten der Kinder
verwaltet werden.

§. 209. Doch ist der Vater, die benöthigte Unterstützung zu seinem Unterhalte aus den
Einkünften dieses Vermögens zu fordern, in jedem Falle wohl befugt.



Vierter Abschnitt
Von Aufhebung der väterlichen Gewalt
Aufhebung der väterlichen Gewalt bey einem großjährigen Sohne;
§. 210. Wenn ein Sohn nach erlangter Großjährigkeit eine eigne von den Aeltern abgesonderte
Wirthschaft errichtet: so geht er dadurch aus der väterlichen Gewalt.

§. 211. Wenn der Vater ihn seiner Gewalt noch nicht entlassen will: so muß er seinen
Widerspruch gerichtlich anzeigen, und Gründe dazu beybringen, welche hinreichen, den Sohn
für einen Verschwender erklären zu lassen.

§. 212. a) Wenn ein großjähriger Sohn ein eignes Gewerbe treibt, oder ein öffentliches Amt
bekleidet: so ist er für entlassen aus der väterlichen Gewalt anzusehn.

§. 212. b) Die fortwährende Unterstützung von Seiten des Vaters, durch Gebung des Tisches,
und sonst, macht dabey keinen Unterschied.

§. 213. Einem großjährigen Sohne, welcher sich mit seinem Gewerbe ohne weitere
Unterstützung des Vaters ernähren kann, ist letzterer die Anstellung eines solchen Gewerbes
zu verstatten, und ihn dadurch aus seiner Gewalt zu entlassen verbunden.

bey einem minderjährigen;
§. 214. Ein noch minderjähriger Sohn kann vor zurückgelegtem Zwanzigsten Jahre, selbst mit
Einwilligung des Vaters, der väterlichen Gewalt nicht entlassen werden.

§. 215. Nach zurückgelegtem Zwanzigsten Jahre, und bis zur erlangten Volljährigkeit des
Sohnes, kann der Vater nicht genöthigt werden, denselben aus seiner Gewalt zu entlassen.

§. 216. Wenn aber der Vater in diesem Zeiträume seinen Willen, den Sohn zu entlassen, mit
Beystimmung des Sohnes, bey dem vormundschaftlichen Gerichte verlautbart: so hat dieses
zugleich alle Wirkungen einer Majorennitäts-Erklärung.

§. 217. Dem Sohne muß ein beglaubtes Zeugniß darüber von dem vormundschaftlichen
Gerichte ausgefertigt werden.

§. 218. Wenn der Vater ausdrücklich oder stillschweigend einwilligt, daß der noch
minderjährige Sohn ein besonderes Gewerbe für eigne Rechnung anfange: so hat dieses die
Wirkung einer ausdrücklich erklärten Entlassung.

§. 219. Durch die Uebernehmung eines öffentlichen Amts geht ein noch minderjähriger Sohn,
auch wenn er zugleich eine besondre Wirthschaft anstellt, doch noch nicht aus der väterlichen
Gewalt.

§. 220. Will ihn aber der Vater derselben entlassen, so muß er diesen seinen Willen nach
Vorschrift §. 216. 217. gerichtlich erklären.

§. 221. So lange der Vater dergleichen Erklärung noch nicht abgegeben hat, ist der Sohn zwar
in den Geschäften seines Amts, nicht aber in seinen Privatangelegenheiten, für einen solchen,
der nicht mehr unter väterlicher Gewalt stehet, zu achten.

§. 222. Cassenbedienungen und Pachtungen, wodurch jemand dem Fiskus oder einer
öffentlichen Anstalt verhaftet wird, sollen einem Minderjährigen, der noch unter väterlicher
Gewalt steht, nicht anders übertragen werden, als wenn er zuvor von dem Vater ausdrücklich
und gerichtlich entlassen worden.

§. 223. Auch daraus, daß der Vater seinem noch minderjährigen Sohne die Errichtung einer
besondern Wirthschaft, aus seinem eignen, oder dem Vermögen seiner Frau gestattet hat, folgt
noch nicht, daß derselbe der väterlichen Gewalt entlassen sey.

§. 224. Wer also mit einem Minderjährigen, dessen Vater noch am Leben ist, sich einlassen
will, muß sich überzeugen, daß derselbe entweder mit Einwilligung des Vaters ein besonderes



Gewerbe für eigne Rechnung treibe, oder daß ihn der Vater ausdrücklich entlassen habe.

§. 225. In allen Fällen aber, wo der Sohn eine zuerst ohne väterliche Einwilligung oder
Entlassung angefangene besondere Wirthschaft, bis nach zurückgelegtem Vier und
zwanzigsten Jahre fortsetzt, ohne daß der Vater seinen Widerspruch gerichtlich erklärt, und
ihn zur Wiederaufgebung dieser abgesonderten Wirthschaft wirklich angehalten hat, geht er
mit dem Zeitpunkte der erlangten Volljährigkeit zugleich aus der väterlichen Gewalt.

§ 226. Ein Sohn, welcher während der Minderjährigkeit der väterlichen Gewalt entlassen
worden, kann dennoch seine Grundstücke und Gerechtigkeiten nur mit Beytritt seines Vaters
verpfänden und veräußern.

§. 227. Sobald aber der Vater seine Einwilligung in solche Verfügungen gerichtlich erklärt,
bedarf es weiter keiner Untersuchung oder Genehmigung von Seiten des vormundschaftlichen
Gerichts.

bey einer Tochter.
§. 228. Wenn eine Tochter, unter ertheilter, oder von dem Richter ergänzter Einwilligung des
Vaters heirathet: so hört die väterliche Gewalt über sie auf.

§. 229. Ist sie aber noch minderjährig: so bleiben dem Vater, bis zur erlangten Volljährigkeit,
alle Rechte und Pflichten eines einer verheiratheten Pflegebefohlnen bestellten Vormundes.
(Tit. XVIII. Abschn. VHI.)

§. 230. Eine unverheirathete Tochter kann, auch wenn sie großjährig ist, nicht anders, als
durch ausdrückliche Erklärung, der väterlichen Gewalt entlassen werden.

Folgen dieser Aufhebung:
1) Herausgabe des eignen Vermögens der Kinder.
§. 231. Nach aufgehobener väterlichen Gewalt ist der Vater schuldig, dem Kinde das bisher
unter seiner Verwaltung gestandene eigenthümliche Vermögen desselben, nach den im
folgenden Abschnitt, vorgeschriebenen Bestimmungen, heraus zu geben.

2) Ausstattung derselben.
§. 232. Söhne, welche eine abgesonderte Wirthschaft anfangen, müssen zu deren ersten
Einrichtung, und zur Anschaffung der Gerätschaften, welche zum Betriebe ihres Gewerbes
unentbehrlich sind, mit einer Ausstattung versehen werden.

§. 233. Auch den heirathenden Töchtern gebührt dergleichen Ausstattung, so weit dieselbe zur
Hochzeit, und zur ersten Einrichtung ihres Hauswesens erforderlich ist.

§. 234. Haben die Kinder eignes Vermögen: so können die Kosten der Ausstattung aus der
Substanz desselben genommen werden.

§. 235. So weit sie kein eignes, oder kein hinreichendes Vermögen haben, ist der Vater aus
dem Seinigen für diese Ausstattung zu sorgen verpflichtet.

§. 236. Ist der Vater nicht mehr am Leben; oder selbst unvermögend: so muß die Mutter, in
Ansehung dieser Pflicht, an seine Stelle treten.

§. 237. Der Regel nach hängt es lediglich von dem Ermessen der Aeltern ab, wie viel sie zu
vorgedachter Ausstattung der Kinder aus ihrem Vermögen hergeben wollen.

§. 238. Sollten jedoch Aeltern sich dieser ihrer Pflicht dergestalt entziehen wollen, daß sie
ihren Kindern gar keine, oder nur eine ganz unzureichende Ausstattung bewilligten: so steht
den Kindern frey, den Beystand des vormundschaftlichen Gerichts nachzusuchen.

§. 239. Dieses muß mit Zuziehung zweyer der nächsten Verwandten, oder zweyer Standes-
oder Zunftgenossen des Vaters, billig ermessen: wie viel zur Ausstattung des Kindes nach den



§. 232. 233. angegebenen Bestimmungen erforderlich sey; und sodann den Vater zur
Bewilligung dieser Nothdurft zu vermögen, sich angelegen seyn lassen.

§. 240. Es muß aber darüber kein Prozeß zugelassen, und am wenigsten der Vater zur
Offenlegung seines Vermögenszustandes genöthigt werden.

§. 241. Vielmehr, wenn die Aeltern auf Pflicht und Gewissen versichern, daß sie nach ihren
Umständen, ohne wirklichen Nachtheil für sich und ihre übrigen Kinder, dem auszustattenden
so viel, als das vormundschaftliche Gericht billig gefunden hat, nicht aussetzen können: so
müssen dieses Gericht sowohl, als das auszustattende Kind, bey einer solchen Versicherung
sich beruhigen.

§. 242. Kinder, die schon einmal ausgestattet sind, haben, unter keinerley Umständen, das
Recht, eine nochmalige Ausstattung zu verlangen.

§. 243. Außer der vorbestimmten Ausstattung sind Kinder, vermöge der Gesetze, niemals
befugt, eine Mitgabe oder Brautschatz von den Aeltern zu fordern.

§. 244. Auch wenn die Aeltern eine Mitgabe, ohne weitere Bestimmung einer gewissen
Summe oder Sache, versprochen haben, sind sie nur zu dieser Ausstattung (§. 232. 233.)
verpflichtet.

§. 245. Haben sie aber den Kindern einen Brautschatz oder Mitgabe, über die Ausstattung, aus
eigner Bewegung wirklich zukommen lassen: so wird im zweifelhaften Falle vermuthet, daß
dieselben aus dem eigenthümlichen Vermögen der Kinder, so weit dasselbe dazu hingereicht
hat, genommen worden.

§. 246. Haben die Kinder kein eigenthümliches Vermögen: so gilt die Vermuthung, daß der
Brautschatz oder die Mitgabe aus dem Vermögen des Vaters gegeben sey.

§. 247. Ist der Vater nicht mehr am Leben: so wird der Brautschatz oder die Mitgabe aus dem
Vermögen der Mutter, ohne Beytrag des Stiefvaters, genommen zu seyn geachtet, wenn gleich
letzterer ausdrücklich darein gewilligt hätte.

§. 248. Nur bey der Gemeinschaft aller Güter wird jederzeit vermuthet, daß der den Kindern
gegebene, und nicht aus ihrem eigenthümlichen Vermögen geflossene Brautschatz, aus dem
gemeinschaftlichen Vermögen genommen worden.

Rechte der Aeltern nach aufgehobener Gewalt,
§. 249. Auch nach aufgehobener väterlichen Gewalt sind die Kinder den Aeltern kindliche
Ehrerbietung schuldig.

§. 250. Die Pflicht, ihre Einwilligung zu einer Heirath nachzusuchen, wird durch Endigung
der väterlichen Gewalt nicht aufgehoben. (Tit. I. §. 1009. sqq.)

insonderheit wegen wechselseitiger Unterstützung.
§. 251. Auch nach aufgehobener väterlichen Gewalt sind Kinder und Aeltern einander
wechselseitig zu unterstützen, und eins das andre, wenn es sich selbst nicht ernähren kann, mit
Unterhalt zu versehen schuldig.

§. 252. Ist das Unvermögen, sich selbst zu ernähren, durch Krankheit, Unglücksfälle, oder
sonst unverschuldet entstanden: so sind die Kinder den Aeltern, und diese jenen, anständigen
Unterhalt nach ihrem Vermögen zu reichen verbunden.

§. 253. Ist aber der hülfsbedürftige Theil durch eigne Schuld verarmt; oder hat er sich gegen
den andern so betragen, daß dieser ihn zu enterben berechtigt seyn würde: so muß er mit dem
bloß notdürftigen Unterhalte sich begnügen.

§. 254. Kinder, die nach aufgehobener väterlichen Gewalt, von den Aeltern noch ernährt
werden müssen, sind alsdann auch verbunden, den Aeltern in deren Wirthschaft und Gewerbe



nach ihren Kräften behülflich zu seyn.

Besondere Fälle, wo die väterliche Gewalt aufhört.
§. 255. Außer den §. 210-230. bestimmten gewöhnlichen Fällen, hört die väterliche Gewalt
von selbst auf, wenn der Vater wegen grober Verbrechen zu harter und schmählicher
Zuchthaus- oder Festungs-Arbeit, zu Zehnjährigem oder lebenswierigem Gefängnisse, oder
zur Landesverweisung verurtheilt worden.

§. 256. Ferner alsdann, wenn er gerichtlich für einen Verschwender erklärt wird.

§. 257. Auch alsdann, wenn er ohne Vorwissen des Staats in der Absicht, sich seinen
Unterthanspflichten zu entziehn, aus den Königlichen Landen entweicht.

§. 258. Endlich, wenn er vorsetzlicher Weise die Kinder hülflos und ohne Aufsicht verlassen
hat.

§. 259. In allen diesen Fällen erlangt er die väterliche Gewalt nicht wieder; auch wenn der
Grund ihres Verlustes in der Folge gehoben worden.

§. 260. Dagegen ruht die väterliche Gewalt, wenn der Vater nur zu Bürgerlichem oder
Festungsgefängnisse, auf länger als Zwey, aber weniger als Zehn Jahre, verurtheilt worden.

§. 261. Ingleichen alsdann, wenn der Vater in Raserey oder Blödsinn verfallen ist.

§. 262. Nach ausgestandener Strafe, erhaltener Begnadigung, oder erfolgter
Wiederherstellung, tritt der Vater wiederum in alle seine Rechte.

§. 263. Sind die Kinder zur Zeit der solchergestalt aufgehobenen oder außer Wirkung
gesetzten väterlichen Gewalt noch minderjährig: so muß ihnen ein Vormund bestellt werden.

§. 264. Der Nießbrauch ihres Vermögens wird, so weit er zu ihrer Verpflegung und
Erziehung, oder zur Unterstützung des Vaters nicht erforderlich ist, der Substanz
zugeschlagen.

§. 265. Waren die Kinder zu der Zeit, als die väterliche Gewalt außer Wirkung gesetzt wurde,
bereits großjährig; oder sind sie es in der Zwischenzeit geworden: so fallen sie nicht mehr
unter dieselbe zurück.

Einschränkungen derselben.
§. 266. Eingeschränkt wird die väterliche Gewalt in Ansehung der Erziehung, wenn der Vater
dieselbe vernachläßigt; die Kinder grausam mißhandelt; sie zum Bösen verleitet; oder ihnen
den nöthigen Unterhalt versagt. (§. 90. 91.)

§. 267. Ferner in Ansehung der Verwaltung des Vermögens der Kinder, wenn der Vater die
besondre Sicherheit dafür, wozu er aus gesetzlichen Gründen verpflichtet ist, nicht bestellen
kann oder will. (§. 179. sqq.)

§. 268. Endlich in Ansehung der Verwaltung und des Nießbrauchs zugleich, wenn der Vater
in Concurs verfällt, oder sonst die Kinder standesmäßig zu verpflegen und zu erziehen,
unvermögend wird. (§. 204-209.)

§. 269. In allen Fällen, da solchergestalt die Rechte der väterlichen Gewalt aufgehoben, außer
Wirkung gesetzt, oder eingeschränkt worden (§. 255-268.) bleiben der Vater und sein
Vermögen zur Erfüllung der damit verbundenen Pflichten dennoch verhaftet.

§. 270. Durch den bürgerlichen oder natürlichen Tod des Vaters nehmen sowohl die Rechte
als Pflichten der väterlichen Gewalt ein Ende.



Fünfter Abschnitt
Von der Erbfolge der Kinder und andrer Verwandten in absteigender Linie
§. 271. Die Erbfolge in den Nachlaß verstorbener Aeltern wird entweder durch Verträge, oder,
in deren Ermangelung, durch letztwillige Verordnungen, oder, wenn auch diese nicht
vorhanden sind, durch Statuten oder Provinzialgesetze bestimmt.

§. 272. Sind in den Statuten oder Provinzialgesetzen keine, oder nicht hinreichende
Verordnungen enthalten: so soll nach folgenden Vorschriften verfahren werden.

1) Absonderung der zum Nachlasse nicht gehörenden Stücke,
§. 273. Vor allen Dingen werden Lehne, Fideicommisse und andre Vermögensstücke, in
welche nach Gesetzen oder Familienverträgen eine eigne Successionsordnung statt findet, von
dem Nachlasse abgesondert. (Tit. I. §. 502-539.)

§. 274. Ist ein überlebender Ehegatte vorhanden: so wird demselben sein eigenthümliches
Vermögen nach den Vorschriften des Ersten Titels verabfolgt. (Tit. I. §. 544. sqq.)

insonderheit des eigenthümlichen Vermögens der Kinder,
§. 275. Hat der verstorbene Vater eignes Vermögen der Kinder zur Verwaltung gehabt: so
muß jedem Kinde das Seinige aus dem Nachlasse, als eine Schuld, herausgegeben werden.

§. 276. Bey der Absonderung des eignen Vermögens der Kinder von dem väterlichen
Nachlasse, finden überhaupt diejenigen Grundsätze statt, welche im Ersten Titel auf den Fall
vorgeschrieben sind, wenn die Frau nach dem Tode des Mannes ihr Vermögen aus dessen
Nachlaß zurücknimmt. (Tit. I. §. 544. sqq.)

§. 277. Das eigenthümliche freye Vermögen der Kinder wird dabey dem vorbehaltnen
Vermögen der Frau, und das nichtfreye dem Eingebrachten gleich geachtet.

§. 278. In allen Fällen, wo durch jene Vorschriften der Frau die Wahl gelassen ist, gebührt sie
hier dem Kinde.

§. 279. Hat der Vater Mobilien und Effekten des Kindes in seiner Gewahrsam gehabt: so muß
das Kind dieselben vollständig zurück erhalten.

§. 280. Sind sie in dem Zustande, wie sie der Vater übernommen hat, nicht mehr vorhanden:
so muß dem Kinde der wahre Werth, nach dem Zeitpunkte der Uebernehmung, vergütet
werden.

§. 281. Doch ist der Vater für einen durch Zufall entstandenen Verlust oder Verminderung des
Werths so wenig, wie ein andrer Verwahrer, zu haften schuldig.

§. 282. Ein mäßiger Gebrauch der Effekten des Kindes, so weit er ohne Abnutzung derselben
statt finden kann, ist dem Vater vergönnt.

§. 283. Will er sich aber solcher Mobilien, die ohne Abnutzung nicht gebraucht werden
können, zu seinem Gebrauche bedienen: so muß er dafür sorgen, daß sie gerichtlich
abgeschätzt werden.

§. 284. Alsdann hat das Kind, wenn ihm sein Vermögen verabfolgt werden soll, die Wahl: ob
es die Mobilien, so wie sie sind, annehmen, oder den taxirten Werth fordern wolle.

§. 285. Hat der Vater keine Taxe aufnehmen lassen: so müssen dergleichen von ihm
gebrauchte Mobilien dem Kinde nach dem Werthe, welchen vollkommen brauchbare Sachen
dieser Art zur Zeit der Uebernehmung gehabt haben, vergütet werden.

§. 286. Doch darf von solchen Effekten, die zum alleinigen persönlichen Gebrauche des
Kindes verwendet worden, der Vater, in keinem Falle, weder den Verbrauch, noch die
Abnutzung vertreten.



§. 287. Kosten, welche der Vater auf die Kinder verwendet hat, werden denenselben auf die
Substanz ihres eigenthümlichen Vermögens nicht angerechnet.

§. 288. Selbst bey der eigentlichen Ausstattung findet dergleichen Anrechnung in der Regel
nicht statt.

§. 289. Wann aber der Vater ausdrücklich erklärt hat, daß dergleichen Verwendungen den
Kindern auf ihr eigenthümliches Vermögen angerechnet werden sollen: so müssen diese sich
die Anrechnung in so weit gefallen lassen, als die Verwendungen den Nießbrauch, welchen
der Vater von ihrem Vermögen gehabt hat, übersteigen.

§. 290. Es wird aber alsdann eine deutliche, bestimmte, und gewisse, wenn gleich nur
mündliche, Willenserklärung des Vaters erfordert.

§. 291. Die bloße Anzeichnung der auf ein Kind verwendeten Kosten ist für eine solche
Erklärung nicht zu achten.

§. 292. Hat der Vater Kindern, die eignes Vermögen besitzen, bey ihrer Verheirathung oder
anderweitigen Niederlassung, außer der eigentlichen Ausstattung, einen Brautschatz oder
Mitgabe zugewendet: so gilt die rechtliche Vermuthung, daß es aus dem eigenthümlichen
Vermögen der Kinder geschehen sey. (§. 245.)

§. 293. Dergleichen besondere Mitgabe muß sich also das Kind auf sein Vermögen anrechnen
lassen; in so fern nicht der Vater das Gegentheil deutlich und bestimmt erklärt hat.

des Erbschatzes.
§. 294. Auch der Erbschatz, welcher für die durch den Tod Eines der Aeltern getrennten Ehe
bestellt worden, muß von dem Nachlasse des Verstorbenen abgesondert werden.

§. 295. Das Eigenthum desselben fällt den Abkömmlingen aus dieser Ehe nach den Regeln
der gesetzlichen Erbfolge zu.

§. 296. Jeder derselben kann über seinen Antheil, als über sein freyes Eigenthum, jedoch mit
Vorbehalt des dem letztlebenden Ehegatten zukommenden Nießbrauchs, verfügen. (Tit. I. §.
288. sqq.)

§. 297. Haben einige Kinder aus dem Erbschatze eine Ausstattung erhalten: so muß den
andern eben so viel, vor der Theilung, zum Voraus bezahlt werden. (Ebend. §. 299.)

§. 298. Reicht der noch vorhandene Theil des Erbschatzes nicht hin, um die unausgestatteten
Kinder den ausgestatteten gleich zu setzen: so muß das Fehlende aus dem Vermögen oder
Nachlasse des Ausstattenden als eine Schuld ergänzt werden.

§. 299. Kann dieses, wegen Unzulänglichkeit des Vermögens oder Nachlasses, nicht
geschehen: so müssen die ausgestatteten Kinder, nach Verhältniß des Empfangenen, so viel
zurückgeben, daß ihre Geschwister zur gleichen Theilnahme mit ihnen an dem Erbschatze
gelangen können.

2) Gesetzliche Erbfolge der Kinder des ersten Grades.
§. 300. Wenn nun nach obigen Anweisungen (§. 273-299.) von dem Nachlasse des
Verstorbenen dasjenige, was zu seiner Erbschaft nicht gehört, abgesondert worden: so
gelangen in das Uebrige seine sämmtlichen aus einer Ehe zur rechten Hand erzeugten Kinder
zur Erbfolge.

§. 301. In wie fern der überlebende Ehegatte mit den Kindern zugleich an der Erbschaft Theil
nehme, ist im Ersten Titel §. 623. 624. verordnet.

§. 302. Kinder beerben ihre Aeltern zu gleichen Theilen.



Ausgleichung unter denselben wegen der Ausstattungen und anderer Zuwendungen.
§. 303. Haben einige Kinder von dem Erblasser, bey dessen Lebenszeit, etwas zur Ausstattung
erhalten: so muß jedem der übrigen eben so viel aus der Erbschaft, vor deren Theilung, zum
Voraus verabfolgt werden.

§. 304. Unter Ausstattung wird hier alles verstanden, was Kinder bey ihrer Verheirathung, bey
Errichtung einer besondern Wirthschaft, bey Anstellung eines eignen Gewerbes, oder bey
Uebernehmung eines Amts, von den Aeltern erhalten haben.

§. 305. Die Mitgabe der Töchter; ein für sie oder die Söhne aus dem Vermögen der Aeltern
bestellter Erbschatz; Ehevermächtniß; Gegenvermächtniß oder Witthum; die Kosten einer
dem Kinde zu seiner Versorgung angekauften Präbende, oder andern Rente; die
Brautgeschenke; und überhaupt alles, was von den Aeltern zu dem Ende gegeben worden,
damit das Kind in den Stand gesetzt werde, seine Heirath zu vollziehen, oder die abgesonderte
Wirthschaft, das Gewerbe oder Amt anzutreten, gehören in diesem Verstande zur Ausstattung.

§. 306. Ob dergleichen Ausstattung noch vorhanden sey, oder nicht, macht bey der
Erbtheilung in der Regel keinen Unterschied. (§. 347.)

§. 307. Zinsen oder andere Nutzungen aber kommen dabey niemals in Anrechnung.

§. 308. Eine durch schriftlichen Vertrag versprochene, aber noch nicht wirklich gegebene
Ausstattung, wird als Schuld von dem Nachlasse abgezogen; und hat übrigens mit der
wirklich gegebenen gleiche Rechte.

§. 309. Sind mehrere Kinder ausgestattet, und haben sie dazu nicht gleich viel erhalten: so
können die weniger Begünstigten das zur völligen Ausgleichung Erforderliche aus der
Erbschaft voraus verlangen.

§. 310. Wird die Erbschaft durch diese Ausgleichung der entweder noch gar nicht, oder
minder reichlich ausgestatteten Kinder mit den reichlicher versorgten erschöpft: so bleiben
letztere von der Theilung ausgeschlossen.

§. 311. Die übrigen entweder noch gar nicht, oder minder reichlich versorgten Kinder theilen
sich alsdann in die Erbschaft dergestalt, daß unter ihnen die möglichste Gleichheit beobachtet
werde.

§. 312. Die von dem Erblasser bey seiner Lebenszeit ausgestatteten Kinder, dürfen von dem
Erhaltenen an ihre Geschwister niemals etwas herausgeben.

§. 313. Ist jedoch in dem Nachlasse des verstorbenen Vaters nicht so viel vorhanden, daß die
noch unversorgten Kinder die §. 232. 233. beschriebene nothdürftige Ausstattung daraus
erhalten können: so müssen ihre versorgten Geschwister das daran Fehlende ergänzen.

§. 314. Sind mehrere aussgestattete Geschwister vorhanden: so müssen sie zu dieser
Austattung der noch unversorgten, nach Verhältniß des Empfangenen, beytragen.

§. 315. Doch kann keinem derselben ein höherer Beytrag, als ein Drittel der selbst erhaltenen
Ausstattung, abgefordert werden.

§. 316. Dieser den unversorgten Geschwistern von den ausgestatteten zu leistende Beytrag,
muß zwar sogleich bey der Erbtheilung ausgemittelt und festgesetzt werden;

§. 317. Doch bleibt dasselbe bey denjenigen, die ihn zu leisten haben, so lange ohne
Verzinsung stehen, bis der Fall, wo die unversorgten Geschwister wirklich ausgestattet
werden sollen, eintritt.

§. 318. Bis dahin haben die unausgestatteten Kinder, zur Sicherheit dieses Beytrags, in dem
Vermögen der ausgestatteten das Vorrecht der Fünften Classe, vom Tage der erfolgten
Erbtheilung.



§. 319. Stirbt das unausgestattete Kind, ehe es der Ausstattung wirklich bedarf: so fällt der
ausgesetzte Beytrag in das Vermögen desjenigen, der zu dessen Leistung verbunden war,
zurück.

§. 320. Ein Gleiches findet statt, wenn das unversorgte Kind, durch Erbschaften oder andere
Glücksfälle, sich in solchen Umständen befindet, oder auch nach des Vaters Tode darein
versetzt wird, daß es zu seiner nothdürftigen Ausstattung eines Beytrags der Geschwister nicht
bedarf.

§. 321. Dagegen müssen aber auch Geschwister, die bey des Vaters Lebenszeit versorgt
worden, die Kosten der nothdürftigen Erziehung und Verpflegung ihrer noch unerzogenen von
dem Vater hülflos zurückgelassenen Geschwister übernehmen.

§. 322. Doch tritt die §. 313. sqq. bestimmte Verbindlichkeit der versorgten Geschwister zur
Erziehung, Verpflegung und Ausstattung der noch unversorgten nur in so fern ein, als diese
dergleichen Unterstützung auch von der Mutter nicht erhalten können. (§. 236. sqq.)

§. 323. Die §. 303. beschriebene Ausgleichung wegen der Ausstattungen geschieht nur
zwischen den Kindern unter sich; und geht den miterbenden überlebenden Ehegatten nichts
an.

§. 324. Dieser nimmt also den ihm zukommenden Erbtheil aus der Masse, ehe noch die
Ausgleichungssummen für die unausgestatteten Kinder davon abgezogen werden.

§. 325. Dagegen kann aber auch der überlebende Ehegatte den ausgestatteten Kindern niemals
etwas anrechnen, noch von ihnen zurückfordern.

§. 326. Hat jedoch ein in der Gütergemeinschaft lebender Ehemann seine Kinder aus frühern
Ehen, während einer folgenden, ohne Einwilligung der Ehefrau reichlich ausgestattet; und
beträgt, nach seinem Abgange, das gemeinschaftliche Vermögen nicht so viel, daß die Ehefrau
wenigstens das, was sie in die Gemeinschaft gebracht hat, zurückerhalten kann: so müssen ihr
die ausgestatteten Kinder das Fehlende so weit, und in dem Verhältnisse ersetzen, wie sie
mehr, als die eigentliche Nothdurft, zur Ausstattung erhalten haben.

§. 327. Alles, was von der Ausstattung der Kinder, und der deshalb unter ihnen zu treffenden
Gleichheit vorstehend §. 303. sqq. verordnet ist, gilt auch in Ansehung der denselben von dem
Erblasser gemachten Geschenke.

§. 328. Doch ist dieses nur auf solche Schenkungen zu deuten, die in Grundstücken,
Gerechtigkeiten, oder ausstehenden Capitalien bestanden haben.

§. 329. Auf alles Uebrige, was außer der Ausstattung, und den vorbeschriebenen
Schenkungen, ein und anderes Kind von den Aeltern, bey deren Lebenszeit, erhalten hat, wird
bey der Theilung des Nachlasses, nach den Regeln der gesetzlichen Erbfolge, keine Rücksicht
genommen.

§. 330. Doch haben, wegen des Widerrufs übermäßiger Schenkungen, die andern Kinder, so
wie der überlebende Ehegatte, gegen das beschenkte Kind eben die Rechte, wie gegen einen
Fremden. (Th. I. Tit. XI. §. 1091. sqq.)

Grundsätze zu Bestimmung des Betrags dieser Ausstattungen und Zuwendungen.
§. 331. Der Betrag desjenigen, was einige Kinder bey des Erblassers Lebenszeit von ihm
erhalten haben, und den übrigen Kindern, nach vorstehenden Grundsätzen, aus dem Nachlasse
zum voraus gebühret, soll nach folgenden Regeln bestimmt werden.

§. 332. Sind baare Gelder oder ausstehende Capitalien gegeben worden: so ist deren
eigentlicher Betrag auszumitteln.

§. 333. Sind Grundstücke oder Gerechtigkeiten, ohne Bestimmung eines Werths, gegeben
worden: so muß der Werth, welchen sie zur Zeit der Zuwendung gehabt haben, nach dem



damaligen Ertrage derselben ausgemittelt werden.

§. 334. Kann dieser Ertrag, aus Mangel an Nachrichten, nicht mit hinlänglicher Zuverläßigkeit
bestimmt werden: so dient der ehemalige Erwerbungspreis, für welchen, der Erblasser das
Grundstück oder die Gerechtigkeit an sich gebracht hat, zum Maaßstabe.

§. 335. Doch bleibt den Parteyen der Nachweis offen: daß und um wie viel das Grundstück,
während der Besitzzeit des Erblassers, bis zur Zuwendung an das damit ausgestattete oder
beschenkte Kind, an seiner Substanz verbessert oder verringert worden.

§. 336. Hat der Erblasser, bey der Zuwendung des Grundstücks oder der Gerechtigkeit, einen
gewissen Werth bestimmt; so muß dieser zur Richtschnur angenommen werden.

§. 337. Auf die Angabe der Parteyen, daß dieser Werth zu hoch oder zu niedrig sey, ist in der
Regel keine Rücksicht zu nehmen.

§. 338. Ist jedoch der angeschlagene Werth dergestalt offenbar zu niedrig, daß der wahre
Werth zur Zeit der Zuwendung, den Anschlag um mehr als die Hälfte übersteigt: so muß das
ausgestattete Kind sich die Hälfte des eigentlichen Werths statt des Anschlages anrechnen
lassen.

§. 339. Sobald daher die übrigen Kinder eine erhebliche Abweichung des angeschlagenen von
dem wirklichen Werthe einigermaßen bescheinigen können, sind sie auf die Ausmittelung des
letztern, nach den Vorschriften §. 333-335., anzutragen wohl befugt.

§. 340. Ein Kind, welches ein Grundstück, oder eine Gerechtigkeit, für einen von dem
Erblasser bestimmten Werth einmal übernommen hat, kann diese Bestimmung unter dem
Vorwande, daß sie zu hoch sey, niemals anfechten.

§. 341. Hat aber der Erblasser den Werth, nach der Uebernehmung, bloß einseitig bestimmt:
so ist das Kind auf die Ausmittelung des wahren Werths, zur Zeit der Uebernehmung,
anzutragen berechtigt.

§. 342. Alsdann hat das ausgestattete Kind die Wahl: ob es das Grundstück für den
ausgemittelten Werth behalten, und sich denselben anrechnen lassen, oder ob es das
Grundstück selbst zur Masse zurückgeben, und alsdann mit seinen Geschwistern gleich
theilen wolle.

§. 343. Wählt es das letztere: so muß es die seit der Uebernahme entstandenen
Verringerungen, gleich einem redlichen Besitzer, zur Masse vergüten.

§. 344. Verbesserungen kann es gegen solche Verringerungen nur compensiren; nicht aber
Ersatz dafür aus der Masse fordern.

§. 345. Sind Mobilien zur Ausstattung gegeben worden, und der Erblasser hat den Werth
derselben zum Behufe der Anrechnung bestimmt: so dient dieser Anschlag zur alleinigen
Richtschnur.

§. 346. Ist keine solche Bestimmung des Erblassers vorhanden: so muß der Werth nur so, wie
er zur Zeit der Erbtheilung wirklich ist, angeschlagen werden.

§. 347. Auf Stücke, die durch den Gebrauch oder sonst, ohne eignes grobes Versehen des
ausgestatteten Kindes, vernichtet oder verloren worden, wird bey der Anrechnung der
Ausstattungen keine Rücksicht genommen.

3) Gesetzliche Erbfolge der Enkel und übrigen Abkömmlinge weiterer Grade.
§. 348. Enkel und Abkömmlinge weiterer Grade gelangen zur Erbfolge nach den Linien, in
welchen sie von dem Erblasser abstammen.

§. 349. Sind also Kinder des ersten Grades, und Enkel oder Urenkel von andern vor dem
Erblasser verstorbenen Kindern vorhanden: so müssen so viel Theile gemacht werden, als



Linien sind, die von dem Erblasser unmittelbar entspringen.

§. 350. Ein Gleiches muß geschehen, wenn gar keine Kinder ersten Grades, sondern nur noch
lauter Abkömmlinge weiterer Grade vorhanden sind.

§. 351. So wie in den ganzen Nachlaß die unmittelbar von dem Erblasser entspringenden
Hauptlinien succediren: so succediren die unter einer Hauptlinie stehenden Unterlinien in den
Antheil dieser Hauptlinie.

§. 352. So oft daher in einer Linie der nähere Descendent nicht Erbe seyn kann, oder will, fällt
sein Erbrecht auf die von ihm abstammenden weitern Descendenten.

§. 353. Enkel gelangen also zur Erbfolge der Großältern, auch wenn sie ihrer vorher
verstorbenen Aeltern Erben nicht geworden sind.

§. 354. Nicht weniger alsdann, wenn ihre Aeltern von den Großältern enterbt worden sind.

§. 355. Ingleichen alsdann, wenn ihre Aeltern der Erbschaft der Großältern entsagt haben.

§. 356. Wie weit ein Kind der Erbschaft seiner Aeltern zum Nachtheile seiner Gläubiger
entsagen könne, ist nach den allgemeinen Grundsätzen von Entsagungen zu beurtheilen. (Th.
I. Tit. XVI. Abschn. VII.)

§. 357. Haben Kinder über ihr Erbrecht auf den Nachlaß der Aeltern, durch einen mit den
Aeltern selbst, oder auch mit Andern geschlossenen Vertrag verfügt: so können, in so fern sie
selbst den Erbanfall erleben, ihre Abkömmlinge dergleichen Vertrag nicht anfechten.

§. 358. Sind aber die Kinder, welche dergleichen Vertrag geschlossen haben, vor wirklich
eingetretenem Erbanfalle verstorben: so sind deren Descendenten nur so weit, als sie ihrer
Aeltern Erben geworden, an den Vertrag gebunden.

§. 359. In allen Fällen, wo nach den §. 303. sqq. vorgeschriebenen Grundsätzen, eine
Ausgleichung unter den Kindern ersten Grades wegen der Ausstattungen und Geschenke
erfolgen müßte, muß dieselbe auch unter den Linien geschehen; wenn gleich in einer oder der
andern Linie nur entferntere Abkömmlinge zur Erbfolge gelangen.

§. 360. So müssen, z. B., Enkel, die den Großvater unmittelbar beerben, die Ausstattung, die
ihr Vater erhalten hat, von dessen Geschwistern sich anrechnen lassen.

§. 361. Dagegen sind aber auch, umgekehrt, Enkel von einem unausgestatteten Kinde, ihres
Vaters ausgestatteten Geschwistern das, was diese von dem Erblasser erhalten haben,
anzurechnen wohl befugt.

§. 362. Bey dieser Ausgleichung unter den Linien macht es keinen Unterschied: ob die zur
Succession gelangenden Abkömmlinge weiterer Grade ihrer unmittelbaren Aeltern Erben
geworden sind, oder nicht.

§. 363. Was Enkel oder Abkömmlinge weiterer Grade, während der Lebenszeit ihrer
unmittelbaren Aeltern, von den Großältern erhalten haben, kann weder den Aeltern, noch
ihnen selbst, bey der Theilung mit den andern Linien, angerechnet werden.

§. 364. Haben aber Großältern, nach dem Tode ihrer Kinder, einem von selbigen
hinterlassenen Enkel eine Ausstattung, oder ein nach §. 328. der Anrechnung überhaupt
unterworfenes Geschenk zugewendet: so wird dasselbe der Linie, wozu der Ausgestattete oder
Beschenkte gehört, allerdings angerechnet.

§. 365. Unter denTheilnehmern in einer und derselben Linie geschieht die Ausgleichung eben
so, als wenn der begünstigte Enkel die Ausstattung oder das Geschenk von seinen
unmittelbaren Aeltern erhalten hätte.

4) Erbfolge der Descendenten bey der Gütergemeinschaft.
§. 366. Hat der Erblasser in der Gütergemeinschaft gelebt: so finden, wegen der



Auseinandersetzung, zwischen den hinterlassenen Ehegatten und den Kindern, die
Vorschriften des Ersten Titels §. 635. sqq. Anwendung.

§. 367. In demjenigen, was nach diesen Vorschriften der Nachlaß des Verstorbenen ausmacht,
erben dessen Abkömmlinge eben so, als vorstehend wegen der gesetzlichen Erbfolge nach
gemeinem Rechte verordnet ist.

§. 368. Doch steht den Aeltern frey, die Kinder schon bey ihrer Lebenszeit wegen des
Erbrechts an den künftigen Nachlaß abzufinden.

§. 369. Dergleichen Abfindung muß aber durch einen förmlichen Erbvertrag festgesetzt
werden.

§. 370. Der Regel nach erstreckt sich die Abfindung nur auf den Nachlaß desjenigen von
beyden Aeltern, welcher zuerst verstirbt.

§. 371. Sie geht aber auf alles, was dieser zuerst Versterbende an freyem Vermögen hinterläßt;
es mag in die Gemeinschaft gekommen seyn, oder nicht.

§. 372. In der Regel wird angenommen, daß die Abfindung nur zu Gunsten des überlebenden
Ehegatten geschehen sey.

§. 373. Stirbt also eins von den abfindenden Aeltern: so kann das abgefundene Kind an den
Nachlaß desselben gar keinen Anspruch machen.

§. 374. Vielmehr verbleibt dasjenige, was ihm etwa noch von diesem Nachlasse, nach den
Regeln der gesetzlichen Erbfolge, zukommen würde, dem Ueberlebenden der Aeltern.

§. 375. Stirbt aber auch dieser: so beerbt ihn das abgefundene Kind eben so, als wenn gar
keine Abfindung geschehen wäre.

§. 376. Sind alsdann abgefundene und unabgefundene Kinder vorhanden: so geschieht
zwischen denselben die Ausgleichung, wegen der Abfindung der erstern, und der aus dem
Nachlasse des erstverstorbenen Ehegatten erhaltenen Erbtheile der letztern, nach eben den
Regeln, welche §. 303. sqq. wegen der Ausstattungen vorgeschrieben sind.

§. 377. Soll durch einen solchen Abfindungsvertrag ein Kind von dem Nachlasse beyder
Aeltern, auch zu Gunsten seiner übrigen Geschwister, oder eines Dritten, ausgeschlossen
werden: so ist der Vertrag nach den wegen der Erbverträge zwischen Aeltern und Kindern
überhaupt vorgeschriebenen Grundsätzen zu beurtheilen.

5) Erbfolge der Descendenten aus letztwilligen Verordnungen.
§. 378. Von vorstehenden Gesetzen über die Erbfolge der Kinder und weitern Abkömmlinge
(§. 300-376.) können die Aeltern durch letztwillige Verordnungen abweichen.

§. 379. Soll dadurch den Kindern und weitern Abkömmlingen ihr Erbrecht genommen
werden: so muß dergleichen letztwillige Verordnung mit allen gesetzlichen Erfordernissen
eines gültigen Testaments versehen seyn. (§. 431.)

§. 380. a) Betrifft hingegen die Verordnung nur die Grundsätze, oder die Art der Theilung
unter den Kindern: so ist es genug, wenn sie nur von dem Erblasser eigenhändig geschrieben
und unterschrieben, oder vor einem Justizcommissario und zweyen Zeugen mündlich zum
Protocolle erklärt worden.

§. 380. b) Auch ist es zur Gültigkeit einer solchen Verordnung unter den Kindern hinreichend,
wenn der Erblasser eine zwar nicht von ihm selbst geschriebene, aber doch auf allen Blättern
und am Schlüsse unterschriebene Disposition, vor einem Justizcommissario und zweyen
Zeugen, als die seinige, unter der ausdrücklichen Versicherung, sie vorher durchgelesen zu
haben, anerkennt, und dies Anerkenntniß unter dem Originale gehörig verzeichnet wird.



§. 380. c) Ist in diesem Falle (§. 380. b.) der Verordnende aus dem Bauer- oder gemeinen
Bürgerstande: so muß der Justizcommissarius sich vergewissern, daß derselbe Geschriebenes
lesen könne; und wie solches geschehen, in der aufzunehmenden Registratur mit bemerken.

§. 380. d) Doch schadet die Unterlassung dieses Vermerks der Gültigkeit der Verordnung
nichts, wenn nur die Fähigkeit des Verordnenden, Geschriebenes zu lesen, auf andre Art
nachgewiesen werden kann.

§. 381. Ist in einer solchen ohne die Förmlichkeiten eines eigentlichen Testaments abgefaßten
letztwilligen Verordnung (§. 380. a. 380. b), zu Gunsten des überlebenden Ehegatten, oder
auch eines Dritten, etwas verfügt: so wird dasselbe für nicht geschrieben angesehn.

§. 382. Die Verordnung selbst aber bleibt, so weit sie die Kinder betrifft, dennoch bey
Kräften.

§. 383. Aeltern können durch letztwillige, entweder in der Form eines wirklichen Testaments,
oder auch einer privilegirten Disposition unter Kindern, abgefaßte Verordnungen, ihren
Nachlaß unter die Kinder ungleich vertheilen.

§. 384. Sie können verfügen, daß die noch Unausgestatteten vor den Ausgestatteten weniger,
als die Ausstattungen oder Schenkungen der  letzern betragen, oder auch gar nichts zum
Voraus nehmen sollen.

§. 385. Sie können bestimmen: wie hoch die Ausstattungen oder Schenkungen, die einige
Kinder von ihnen erhalten haben, bey der Theilung mit den übrigen angerechnet werden
sollen.

§. 386. Sie können eins oder das andere von den Kindern verpflichten, sich auch solche von
ihnen erhaltene Gelder oder Sachen, oder auf sie verwendete Kosten, auf ihren Erbtheil
anrechnen zu lassen auf welche sonst bey der gesetzlichen Erbfolge keine Rücksicht
genommen wird. (§. 329.)

§. 387. Wenn jedoch die Aeltern dergleichen Anrechnung (§. 385. 386.) verordnen: so müssen
sie den Betrag entweder in der Disposition selbst, oder durch Bezug auf eine von ihnen
anderswo geschehene Anzeichnung, hinlänglich bestimmen.

§. 388. Ermangelt diese Bestimmung: so wird der Befehl der Anrechnung selbst für nicht
geschrieben geachtet.

§. 389. Auch durch letztwillige Verordnungen können Aeltern ein Kind nicht verpflichten,
etwas von demjenigen, was dasselbe einmal von ihnen eigenthümlich erhalten hat, wieder
heraus zu geben.

§. 390. Was in der letztwilligen Verordnung der Aeltern nicht bestimmt ist, muß nach den
Regeln der gesetzlichen Erbfolge beurtheilt werden.

Vom Pflichtteile.
§. 391. Alles, was vorstehend §. 383. sqq. von der Befugniß der Aeltern, über ihr Vermögen
unter den Kindern nach Willkühr zu verfügen, festgesetzt ist, versteht sich jedoch mit
Vorbehalt des den Kindern zukommenden Pflichttheils.

§. 392. Der Pflichtteil ist, wenn nur Ein oder nur Zwey Kinder vorhanden sind, Ein Drittel;
wenn Drey oder Vier Kinder vorhanden sind, die Hälfte, und wenn mehr als Vier Kinder
vorhanden sind, Zwey Drittel desjenigen, was jedes Kind zum Erbtheile erhalten haben
würde, wenn die gesetzliche Erbfolge statt gefunden hätte.

§. 393. Nur der wirkliche Beytrag der erhaltenen Ausstattung, und der §. 328. beschriebenen
Geschenke, ist ein Kind sich auf diesen Pflichttheil anrechnen zu lassen schuldig. (§. 331.
sqq.)



§. 394. Durch andre Anrechnungen können die Aeltern denselben nicht schmälern.

§. 395. Hat jedoch der Erblasser für einen seiner Abkömmlinge Schulden, zu deren
Anerkennung er nach den Gesetzen nicht verpflichtet war, dennoch bezahlt: so ist er das
Gezahlte demselben auch auf seinen Pflichttheil anzurechnen wohl befugt.

§. 396. Alles was einem Kinde auf den Sterbefall, es sey unter welchen Namen es wolle, von
den Aeltern zugewendet wird, ist auf den Pflichttheil anzurechnen.

§. 397. Gerade, Niftel, Heergeräthe, Lehne, Fideicommisse, und überhaupt alles, was die
Kinder nicht von den Aeltern, sondern nur durch die Aeltern erhalten, ist darunter nicht mit
begriffen.

§. 398. Der Pflichttheil kann mit Bedingungen oder andern Einschränkungen nicht belastet
werden.

Von der Enterbung.
§. 399. Doch sollen die Aeltern zur gänzlichen Enterbung eines Kindes berechtigt seyn: 1)
wenn dasselbe des Hochverraths, oder des Lasters der beleidigten Majestät gegen die Person
des Oberhaupts im Staate, schuldig erkannt worden;

§. 400.2) Wenn es einem der leiblichen oder Stiefältern nach dem Leben getrachtet hat;

§. 401. 3) Wenn es Eins der leiblichen Aeltern eines Verbrechens, auf welches eine härtere als
Geld- oder bloße bürgerliche Gefängnißstrafe verordnet ist, wider besseres Wissen, fälschlich
in Gerichten angeschuldigt hat;

§. 402.4) Wenn es sich an einem der leiblichen Aeltern mit Thätlichkeiten, außer dem Falle
einer wirklichen Nothwehr, vergriffen hat;

§. 403.5) Wenn es die Ehre des Erblassers mit groben Schmähungen angetastet hat.

§. 404. Ob die §. 400-403. beschrieben Beleidigungen den Aeltern von dem Kinde
unmittelbar, oder durch Andre zugefügt worden, macht keinen Unterschied.

§. 405. 6) Wenn Kinder mit dem andern Theile der leiblichen oder Stiefältern
blutschänderischen oder ehebrecherischen Umgang gepflogen haben;

§. 406. 7) Wenn das Kind durch grobe Verbrechen dem Erblasser einen beträchtlichen Theil
seines Vermögens entzogen hat.

§. 407. Für beträchtlich wird ein solcher Schade angesehen, wenn er wenigstens den Betrag
des dem Kinde sonst zukommenden Pflichttheils erreicht.

§. 408. 8) Wenn das Kind den Erblasser, als derselbe nothleidend gewesen, nicht hat
unterstützen wollen.

§. 409. 9) Wenn es, bey erhaltener ehrbaren Erziehung, durch grobe Laster, schändliche
Aufführung, oder durch die Wahl einer niederträchtigen Lebensart, sich bey seinen
Standesgenossen öffentlich entehrt hat.

§. 410. Nur aus diesen §. 399-409. angeführten, nicht aber aus andern, wenn auch demselben
gleich oder ähnlich scheinenden Ursachen, kann die gänzliche Enterbung eines Kindes statt
finden.

§. 411. Aus eben diesen Ursachen können die Aeltern dem Kinde den Pflichttheil schmälern.

§. 412. Daß Aeltern ein Kind, welches ohne ihre ertheilte, oder von dem Richter ergänzte
Einwilligung heirathet, bis auf die Hälfte des Pflichttheils enterben können, ist im Ersten Titel
§. 1008. 1010. 1012. verordnet.

§. 413. Ein Gleiches findet statt, wenn ein Kind durch unehelichen Beyschlaf die Einwilligung
der Aeltern in seine Heirath hat erzwingen wollen.



§. 414. Die in einem Testamente geschehene Enterbung besteht so lange, als der Erblasser
dies Testament nicht widerrufen, oder seinen Willen, die Enterbung wieder aufzuheben, nicht
deutlich erklart hat.

§. 415. Dergleichen Erklärung muß, in Ansehung der äußern Form, wenigstens mit den bey
einer letztwilligen Verordnung unter Kindern §. 380. vorgeschriebenen Erfordernissen
versehen seyn.

§. 416. Die bloße Versöhnung mit dem Kinde, so wie dessen Wiederaufnehmung in das
väterliche Haus, ist für einen Widerruf der Enterbung noch nicht zu achten.

§. 417. Ein rechtmäßig enterbtes Kind wird bey Berechnung des Pflichttheils der übrigen
mitgezählt.

§. 418. Aus eben den Gründen, warum Aeltern ihren Kindern den Pflichttheil zu nehmen, oder
zu schmälern berechtigt sind, können sie auch denselben mit Bedingungen belasten, oder die
Verfügung des Kindes darüber sowohl unter Lebendigen, als von Todeswegen, einschränken.

Von der Enterbung aus guter Absicht.
§. 419. Außerdem können Aeltern die Kinder in der Verfügung über den Pflichttheil alsdann
einschränken, wenn das Kind dergestalt in Schulden versunken ist, daß durch selbige sein
Pflichttheil ganz, oder doch so weit, daß ihm davon der nöthige Unterhalt übrig bliebe,
verzehrt werden würde.

§. 420. Ferner alsdann, wenn das Kind sich einer unordentlichen und verschwenderischen
Wirthschaft schuldig gemacht hat.

§. 421. Endlich, wenn das Kind wegen Wahn- oder Blödsinnes, seinen Sachen selbst
vorzustehen, unfähig ist.

§. 422. In allen Fällen aber muß die gesetzmäßige Ursache der Einschränkung ausdrücklich
angeführt seyn.

§. 423. Aus einer solchen gesetzmäßigen Ursache können Aeltern dem Kinde die Verfügung
unter Lebendigen, auch in Ansehung des Pflichttheils, gänzlich untersagen.

§. 424. Sie können verordnen, daß die gegenwärtigen und künftigen Gläubiger des Kindes
sich an die Substanz des Erbtheils zu halten nicht berechtigt seyn sollen.

§. 425. Sie können aber dem Kinde den Nießbrauch des Pflichttheils nicht entziehen.

§. 426. Auch können sie dasselbe in der Verfügung auf den Todesfall, in Ansehung des
Pflichttheils, nur zum Besten seiner Abkömmlinge einschränken.

§. 427. Doch können sie ihm, wenn er ohne Kinder versterben sollte, seine Geschwister, und
deren Abkömmlinge, auch im Pflichttheile substituiren.

§. 428. Wenn Aeltern ihre Kinder solchergestalt in der Verfügung über ihren Antheil
eingeschränkt haben: so muß der Richter dergleichen Einschränkungen auf die unbeweglichen
Güter eintragen lassen; dieselben öffentlich bekannt machen; auch, nach Befinden der
Umstände, dem Kinde einen Curator bestellen.

§. 429. Auf den nach §. 425. dem Kinde verbleibenden Nießbrauch können die Gläubiger
desselben nur in so fern Anspruch machen, als er zum nothdürftigen Unterhalte des Kindes
nicht erforderlich ist.

§. 430. Verlassen Aeltern einem Kinde sein volles Erbtheil; verfügen aber dabey, daß selbiges
für die Enkel erhalten werden soll: so muß das Kind sich dieser Verordnung unterwerfen, und
kann statt dessen den Pflichttheil nicht wählen.

§. 431. Alle letztwillige Verfügungen, wodurch den Kindern ihr Pflichttheil genommen,
geschmälert, oder belastet werden soll, müssen, bey Strafe der Richtigkeit, in der Form eines



wirklichen Testaments abgefaßt seyn; und die Form einer privilegirten Disposition unter
Kindern ist dazu nicht hinreichend.

Rechtliche Folgen einer widergesetzlichen Enterbung oder Uebergehung.
§. 432. Behauptet ein in seinem Pflichttheile enterbtes, verkürztes, oder sonst belastetes Kind,
daß ihm ein solcher Nachtheil aus einer nicht gesetzmäßigen, oder nicht gegründeten Ursache
zugefügt worden: so muß demselben rechtliches Gehör darüber verstattet werden.

§. 433. Findet der Richter die Beschwerde gegründet: so muß dem Kinde sein Pflichttheil aus
der Erbschaft verabfolgt, oder ergänzt, oder die darauf gelegte Last oder Einschränkung durch
Urtel und Recht für aufgehoben erklärt werden.

§. 434. Zur Entrichtung oder Ergänzung des einem solchen Kinde zukommenden Pflichttheils,
müssen die übrigen Erben und Legatarien nach Verhältniß ihrer Portionen beytragen.

§. 435. Hat aber der Erblasser den dem enterbten Kinde entzogenen Erbtheil einem der
Miterben oder Legatarien ausdrücklich beschieden: so muß dieser allein das zur Ungebühr
enterbte Kind abfinden.

§. 436. In allen andern die Enterbung nicht betreffenden Stücken bleibt die letztwillige
Verordnung bey Kräften.

§. 437. Was im Vorstehenden von Enterbung der Kinder verordnet ist, gilt auch von Enkeln
und andern Abkömmlingen weiterer Grade, in so weit denselben ein gesetzmäßiges Erbrecht
zusteht.

§. 438. Wenn der Enterbte das Testament einmal ausdrücklich anerkannt hat: so kann er
dasselbe in der Folge nicht mehr anfechten.

§. 439. Die bloße Annahme eines im Testamente ausgesetzten Vermächtnisses ist für ein
solches Anerkenntniß noch nicht zu achten.

§. 440. Wenn der Enterbte die Verfügung der Aeltern zwey Jahre lang, nachdem er Kenntniß
davon erhalten, gerichtlich nicht angefochten hat: so ist seine Befugniß dazu durch
Verjährung erloschen.

§. 441. Haben Aeltern ein Kind zwar enterbt, aber gar keine Ursache der Enterbung, oder
einen nicht gesetzmäßigen Grund angeführt: so finden die Vorschriften §. 432-436.
Anwendung.

§. 442. Eben das gilt, wenn ein Kind oder Enkel in der letzten Willensverordnung ganz mit
Stillschweigen übergangen worden.

§. 443. Ist aber ein im Testamente eingesetztes Kind vor dem Erblasser verstorben: so treten
dessen Abkömmlinge ganz an seine Stelle, wenn auch ihrer im Testamente nicht ausdrücklich
gedacht wäre.

§. 444. Wenn erhellet, daß die Uebergehung eines Kindes oder Enkels nur daher rühre, weil
der Erblasser das Daseyn desselben nicht gewußt; oder selbiges aus Irrthum für todt gehalten
habe: so muß der Uebergangene aus dem Nachlasse so viel erhalten, als im Testamente dem
am mindesten begünstigten Erben ausgesetzt worden.

§. 445. Ist nur Ein Erbe, oder sind mehrere zu gleichen Theilen eingesetzt: so muß der
Uebergangene so viel, als jeder der Eingesetzten erhalten.

§. 446. Ist dem am wenigsten Begünstigten weniger beschieden, als der Pflichttheil des
Uebergangenen ausmachen würde: so muß letzterer den Pflichttheil erhalten.

§. 447. Zu dieser Abfindung des Uebergangenen müssen die eingesetzten Erben und
Legatarien, nach Vorschrift §. 434., beytragen.



§. 448. Auch der minder Begünstigte, welchem der Uebergangene gleich gesetzt werden soll,
kann sich diesem Beytrage, nach Verhältniß seiner Erbquote, nicht entziehn.

§. 449. In allen andern Stücken bleibt auch eine solche letzte Willensverordnung (§. 444.) bey
Kräften.

§. 450. Ist jedoch der aus Irrthum Uebergangene nach errichtetem Testamente zurückgekehrt;
oder sonst dem Erblasser das Daseyn oder Leben dasselben erweislich bekannt geworden; und
hat der Erblasser nach diesem Zeitpunkte Ein Jahr verstreichen lassen, ohne in Ansehung
seiner etwas zu verfügen: so verliert das Testament seine Kraft.

§. 451. Es wird also in einem solchen Falle den Kindern die gesetzliche Erbfolge eröffnet.

§. 452. Wird ein Abwesender, welcher im Testamente übergangen worden, erst nach
erfolgtem Erbanfalle, weil der eigentliche Zeitpunkt seines Ablebens nicht ausgemittelt
werden kann, durch Urtel und Recht für todt erklärt: so kann wegen dieser später erfolgten
Todeserklärung, doch noch nicht angenommen werden, daß er den Erbanfall erlebt habe.

§. 453. Vielmehr muß die Befugniß seiner etwanigen Erben, auf den Nachlaß des Testators
aus dem §. 444. Anspruch zu machen, lediglich nach der Vorschrift des Ersten Theils Tit. I. §.
38. beurtheilt werden.

§. 454. Werden dem Erblasser nach errichtetem Testamente, Kinder oder Enkel, die zur
unmittelbaren Erbfolge berechtigt sind, geboren; und er verstirbt nach Verlauf Eines Jahres,
ohne in Ansehung ihrer etwas verfügt zu haben: so finden die Vorschriften §. 450. 451.
Anwendung.

§. 455. Ist aber der Erblasser vor Ablauf Eines Jahres nach der Geburt eines solchen Kindes
oder Enkels verstorben: so bleibt es bey den Vorschriften §. 444-449.

§. 456. Hat Jemand, nach errichtetem Testamente, einen Andern förmlich an Kindesstatt
angenommen, ohne wegen der Erbfolge desselben etwas verfügt zu haben: so verliert das
Testament eben dadurch seine Kraft.

Pflichtteil der Kinder aus geschiednen Ehen.
§. 457. Nur in einem einzigen Falle sind Aeltern schuldig, ihren Kindern, noch bey
Lebenszeiten, einen Pflichttheil auszusetzen.

§. 458. Wenn nähmlich bey Ehescheidungen Einer von den Aeltern für den schuldigen Theil
erklärt wird: so muß er den aus solcher Ehe erzeugten Kindern so viel aussetzen, als ihr
Pflichttheil betragen haben würde, wenn die Ehe durch seinen Tod wäre getrennt worden.

§. 459. Bey der Berechnung dieses Pflichttheils kommt das Vermögen des Schuldigen nur
nach Abzug der dem Unschuldigen daraus gebührenden Abfindung in Anschlag.

§. 460. Findet sich bey der Scheidung, daß beyde Aeltern in gleichem Grade schuldig sind: so
muß den Kindern ihr Pflichttheil aus beyder Vermögen angewiesen werden.

§. 461. Dieser den Kindern ausgesetzte Pfiichttheil wird das wahre Eigenthum derselben.

§. 462. Doch bleibt demjenigen, aus dessen Vermögen der Aussatz geschehen ist, die
Verwaltung und der Nießbrauch davon auf Lebenslang.

§. 463. Sicherheit darf er dafür nur in denjenigen Fällen leisten, wo ein Vater dergleichen für
das eigenthümliche Vermögen der Kinder zu bestellen schuldig ist.

§. 464. Ist keine besondere Sicherheit bestellt worden: so haben die Kinder deshalb in dem
Vermögen des Aussetzenden eben das Vorrecht, was ihnen die Gesetze, wegen ihres
eigenthümlichen nicht freyen Vermögens, in den Gütern des Vaters beylegen.

§. 465. So lange derjenige, aus dessen Vermögen der Pflichttheil ausgesetzt worden, noch am
Leben ist, können die Kinder, weder unter Lebendigen, noch von Todeswegen, darüber



verfügen.

§. 466. Doch vererben sie denselben auf ihre Abkömmlinge, nach den Regeln der gesetzlichen
Erbfolge.

§. 467. Stirbt ein solches Kind ohne erbfähige Abkömmlinge: so wächst der Pflichttheil
seinen vollbürtigen Geschwistern und deren Abkömmlingen zu.

§. 468. Sind dergleichen Geschwister oder Geschwister Kinder nicht vorhanden: so fällt
derselbe in das Vermögen des Aussetzenden zurück; und der andre Theil der geschiednen
Aeltern hat darauf keinen Anspruch.

§. 469. Geht ein noch nicht ausgestattetes Kind, welchem der Pfiichttheil ausgesetzt worden,
aus der väterlichen Gewalt, und errichtet eine besondere Wirthschaft: so kann es die
Ausantwortung der ausgesetzten Summe, statt der ihm sonst gebührenden Ausstattung
fordern.

§. 470. Alsdann erlangt es darüber ein uneingeschränktes Eigenthum.

§. 471. Durch die vorläufige Aussetzung des Pflichttheils werden die Kinder von der
künftigen Erbfolge der geschiedenen Aeltern nicht ausgeschlossen.

§. 472. Ist der, welcher ihnen den Pflichttheil hat aussetzen müssen, ohne letztwillige
Verordnung gestorben: so haben sie in seinem Nachlasse ein volles gesetzliches Erbrecht,
gleich jedem andern Verwandten in absteigender Linie.

§. 473. Auch ihnen ist ein solcher Erblasser, wenn er letztwillig verfügen will, wenigstens den
Pflichttheil aus seinem alsdann vorhandnen Vermögen zu hinterlassen verbunden.

§. 474. Den bey der Scheidung ausgesetzten Pflichttheil nehmen sie aus dem Nachlasse gleich
einer Schuld.

§. 475. Nur in dem einzigen Falle, wenn Halbgeschwister vorhanden sind, welche der
Aussetzende aus einer andern Ehe erzeugt hat, müssen sie sich diesen ersten Pflichttheil eben
so, wie oben wegen der Ausstattungen verordnet ist, anrechnen lassen.

§. 476. Sind zur Zeit der Scheidung die Kinder aus der zu trennenden Ehe bereits volljährig;
so bleibt es ihnen überlassen, in wie fern sie von der Befugniß, auf die Aussetzung des
Pflichttheils anzutragen, gegen den schuldigen Theil der Aeltern Gebrauch machen wollen.

§. 477. Sind aber die Kinder noch minderjährig: so muß der in dem Scheidungsprozesse ihnen
zu bestellende Curator für die Ausmittelung, und erforderlichen Falls auch für die
Sicherstellung dieses Pflichttheils sorgen.

§. 478. Ist der Betrag des Pflichttheils durch ein Abkommen zwischen dem schuldigen und
unschuldigen Theile der Aeltern festgesetzt worden: so muß in der Regel der Curator sich
dabey beruhigen.

§. 479. Eben das findet statt, wenn beyde schuldige Theile dergleichen Bestimmung, in
Ansehung ihres beyderseitigen Vermögens, unter sich festgesetzt haben; und jeder Theil
erbötig ist, die Richtigkeit derselben, sowohl in Ansehung seines eignen, als in Ansehung
seiner Wissenschaft von dem Vermögen des Andern, an Eidesstatt zu bestärken.

§. 480. Doch muß, in beyden Fällen, der Curator mit dem Antrage auf nähere Ausmittelung
des Pflichttheils gehört werden, wenn er erhebliche Gründe des Verdachts, daß die Kinder
durch die Bestimmung der Aeltern darin verkürzt worden, anführen und bescheinigen kann.

9) Erbfolge der Descendenten aus Verträgen.
§. 481. Auch durch Verträge kann die Erbfolge der Kinder bestimmt werden.

§. 482. Dergleichen Verträge, welche die Aeltern unter sich, oder mit einem Dritten
geschlossen haben, müssen die Kinder sich gefallen lassen; in so fern sie dadurch in dem aus



dem künftigen Nachlasse der Aeltern ihnen gebührenden Pflichttheile nicht verkürzt werden.

§. 483. Auch mit den Kindern selbst können Aeltern dergleichen Erbverträge schließen.

§. 484. Doch können Verträge, wodurch ein Kind von dem Nachlasse der Aeltern ganz
ausgeschlossen, oder im Pflichttheile verkürzt werden soll, nur mit volljährigen der
väterlichen Gewalt entlassenen Kindern, und nur vor deren ordentlichen Gerichten
geschlossen werden.

§. 485. Ist aber der Vertrag solchergestalt geschlossen worden: so kann das Kind denselben
unter keinerley Vorwande, auch nicht wegen veränderter Vermögensumstände der Aeltern,
weiter anfechten.

§. 486. Sind aber die andern Kinder, oder der Ehegatte, oder zu wessen Gunsten sonst der
Vertrag geschlossen worden, vor dem Eintritte des Erbenfalls abgegangen; und hat auch der
den Vertrag schließende Theil der Aeltern keine letzte Willensverordnung hinterlassen: so
gelangt das vorhin ausgeschloßne Kind dennoch zur gesetzlichen Erbfolge.

§. 487. Verwandten in der aufsteigenden und Seitenlinie können daher ein solches Kind von
dem Nachlasse der Aeltern nur in so fern ausschließen, als der Vertrag mit demselben
ausdrücklich zu ihren Gunsten errichtet worden.

§. 488. Kinder, die ihrem Erbrechte durch einen gültigen Vertrag entsagt haben, werden bey
Berechnung des Pflichttheils der übrigen mitgezählt.

Sechster Abschnitt
Von der Erbfolge der Aeltern und andrer Verwandten in aufsteigender Linie
Erbfolge der Aeltern ersten Grades.
§. 489. In Ermangelung der Verwandten absteigender Linie, gelangen die leiblichen Aeltern
des Verstorbenen, mit Ausschließung seiner Geschwister, zur gesetzlichen Erbfolge.

§. 490. Sind beyde Aeltern noch am Leben: so erben dieselben zu gleichen Theilen.

§. 491. Ist nur noch Eins von den Aeltern vorhanden: so überkommt dasselbe den ganzen
Nachlaß.

der weitern Ascendenten.
§. 492. Ist Keines von den Aeltern mehr am Leben: so werden die weitern Verwandten in
aufsteigender Linie von den vorhandenen vollbürtigen Geschwistern des Erblassers und deren
Abkömmlingen ausgeschlossen.

§. 493. Hinterläßt der Verstorbene nur halbbürtige Geschwister, oder davon Abkömmlinge: so
gelangen diese, mit den aufsteigenden Verwandten weiterer Grade, zugleich zur Erbfolge.

§. 494. Die Halbgeschwister und deren Descendenten nehmen alsdann die eine, und die
Verwandten in aufsteigender Linie die andere Hälfte des Nachlasses.

§. 495. Hinterläßt der Verstorbene gar keine Geschwister, noch deren Descendenten: so
beerben ihn die Verwandten in aufsteigender Linie allein; mit Ausschließung aller übrigen
Seiten-Verwandten.

§. 496. In welcher Ordnung Geschwister und Geschwister-Kinder unter sich dem
Verstorbenen folgen, ist im Dritten Titel vorgeschrieben.

§. 497. Unter den Verwandten in aufsteigender Linie, sie mögen allein, oder mit
Halbgeschwistern zugleich zur Erbfolge gelangen, schließt allemal der dem Grade nach
nähere die entferntem aus.

§. 498. Sind mehrere gleich nahe Verwandte in aufsteigender Linie vorhanden: so erben
dieselben die Portion dieser Linie zu gleichen Theilen.



§. 499. Bey der ganzen Erbfolge in aufsteigender Linie, und bey der Theilung des Nachlasses
unter die väterlichen und mütterlichen Verwandten, macht es keinen Unterschied: woher und
von welcher Seite das Vermögen dem verstorbenen Kinde zugefallen sey.

Letztwillige Verordnungen der Kinder.
§. 500. Die Kinder sind berechtigt, diese gesetzliche Erbfolge der Verwandten in
aufsteigender Linie durch ein mit den gehörigen Erfordernissen versehenes Testament zu
ändern.

Pflichttheil der Ascendenten.
§. 501. Doch können sie, auch durch eine solche letztwillige Verordnung, den Aeltern und
übrigen durch das Gesetz zur Erbfolge berufenen Ascendenten den Pflichttheil nicht
entziehen.

§. 502. Der Pflichttheil ist bey jedem Verwandten in aufsteigender Linie, ohne Unterschied
der Zahl, die Hälfte des ihm nach der gesetzlichen Erbfolge zukommenden Antheils.

§. 503. Diesen Pflichttheil können die Kinder nicht schmälern, noch durch Bedingungen
einschränken, oder mit Lasten beschweren.

§. 504. Hinterläßt der Verstorbene zwar Verwandte in absteigender Linie, die er aber aus einer
wahren und gesetzmäßigen Ursache enterbt hat: so muß er denjenigen Ascendenten, welche
das Gesetz, in Ermangelung der Abkömmlinge, zur Erbfolge ruft, den Pflichttheil verlassen.

§. 505. Haben aber die Abkömmlinge des Verstorbenen sich ihres Erbrechts begeben: so
können, wenn diese den Erbanfall erleben, die Ascendenten einen Pflichttheil nur in so weit
fordern, als die Entsagung ausdrücklich zu ihren Gunsten geschehen ist.

Enterbungsursachen.

§. 506. Kinder können ihre Aeltern und weitere Ascendenten auch im Pflichttheile enterben,
1) wenn dieselben des Hochverraths, oder des Lasters der beleidigten Majestät gegen die
Person des Oberhaupts im Staate schuldig erkannt worden;

§. 507. 2) Wenn sie dem Erblasser, oder dessen Ehegatten, oder Abkömmlingen, nach dem
Leben getrachtet haben;

§. 508. 3) Wenn sie durch üble Behandlung der Gesundheit des Erblassers einen erheblichen
und dauernden Schaden boshafter Weise zugefügt haben;

§. 509. 4) Wenn sie denselben eines groben Verbrechens, worauf in den Gesetzen Zuchthaus-
oder Festungsstrafe verordnet ist, wider besseres Wissen, fälschlich in Gerichten
angeschuldigt haben.

§. 510. Auch bey diesen Enterbungsursachen (§. 507-509.) findet die Vorschrift §. 404.
Anwendung,

§. 511. 5) Wenn der enterbte Ascendent mit dem Ehegatten des enterbenden Kindes, während
der Ehe, ehebrecherischen Umgang gepflogen hat.

§. 512. 6) Wenn der Enterbte bey der körperlichen oder sittlichen Erziehung des Enterbenden
die nach den Gesetzen ihm obliegenden Pflichten gröblich verletzt hat.

§. 513. 7) Wenn er sich der gesetzmäßigen Obliegenheit zur Ernährung des ohne grobes
Verschulden in Mangel und Elend gerathenen Kindes, bey eignem hinreichenden Vermögen
dazu vorsetzlich entzogen hat.

§. 514. Aus eben diesen Ursachen (§. 506-513.) kann das Kind den Pflichttheil der
Ascendenten schmälern, durch Bedingungen einschränken, oder mit Lasten beschweren.



§. 515. Wegen Enterbung der Ascendenten aus guter Absicht finden eben die Vorschriften
Anwendung, welche wegen dieser Art von Enterbung bey Kindern §. 419. sqq. festgesetzt
sind.

Folgen der widerrechtlichen Enterbung oder Uebergehung.
§. 516. Auch gilt von der Befugniß der zur Ungebühr enterbten, oder übergangenen, oder im
Pflichttheile belasteten Aeltern, alles das, was für die gleichen Fälle, in Ansehung der Kinder,
§. 432. sqq. verordnet ist.

§. 517. Nur treten in dem Falle, wenn die im Testamente eingesetzten Aeltern ersten Grades
vor dem Erblasser verstorben sind, deren Aeltern nicht an ihre Stelle. (§. 433.)

§. 518. Vielmehr können diese, wenn ihrer im Testamente nicht gedacht worden, nur den
Pflichttheil, und auch diesen nur in so fern fordern, als bey dem Ableben des Erblassers keine
vollbürtige Geschwister, noch deren Kinder, vorhanden sind.

Erbfolge der Ascendenten in der Gütergemeinschaft.
§. 519. An Orten, wo Gemeinschaft der Güter obwaltet, bleibt es wegen der Erbfolge in dem
Nachlasse abgefundener oder unabgefundener Kinder, bey den Vorschriften der statutarischen
oder Provinzialgesetze.

§. 520. Wo diese nichts Besonderes verordnen, da finden wegen der Erbfolge der Verwandten
in aufsteigender Linie die Regeln der gesetzlichen Erbfolge nach gemeinen Rechten
Anwendung.

Siebenter Abschnitt
Von der Pupillar-Substitution
Substitution für unmündige Kinder.
§. 521. Aeltern sind berechtigt, über das Vermögen, welches die Kinder von ihnen erben, auf
den Fall, wenn letztere die Jahre der Mündigkeit nicht erreichen sollten, gleich jedem andern
Erblasser, letztwillig zu verordnen.

§. 522. Diese Befugniß erstreckt sich, in Ansehung beyder Aeltern, auch auf den von jedem
derselben dem Kinde hinterlassenen Pflichttheil.

§. 523. Dagegen hat nur der Vater das Recht, über das eigenthümliche Vermögen der Kinder,
auf den Fall, wenn diese in der Unmündigkeit versterben, dergleichen Substitution zu
errichten.

§. 524. Enterbten Kindern kann der Vater solchergestalt nur alsdann substituiren, wenn die
Enterbung nach §. 419. sqq. aus guter Absicht geschehen ist.

§. 525. Die §. 523. beschriebene Substitution kann der Vater in seiner eignen letztwilligen
Verordnung entrichten, wenn diese mit den Förmlichkeiten eines Testaments versehen ist.

§. 526. Er kann aber auch ein besonderes Testament für sich, und ein besonderes für das Kind
errichten.

§. 527. Selbst wenn er über seinen eignen Nachlaß ein Testament zu hinterlassen nicht nöthig
findet, kann er dennoch für das Kind in einer besondern letztwilligen Verordnung disponiren.

§. 528. Auch wenn die Verfügung des Vaters über seinen eigenen Nachlaß, und über das
Vermögen des Kindes, nur in Einer Verordnung enthalten ist, wird dennoch jede dieser
Verfügungen als eine für sich selbst bestehende Disposition angesehen.

§. 529. Wenn also gleich der Vater eben denjenigen, welchen er zu seinem eignen Erben
einsetzt, auch in dem Vermögen des Kindes substituirt: so steht es diesem dennoch frey, nur
die eine von beyden Erbschaften anzunehmen, und der andern zu entsagen.



Wie der Vater disponiren könne.
§. 530. Denjenigen, welchen ein Pflichttheil aus dem Nachlasse des Kindes gebühret, kann ihr
gesetzlicher Erbtheil, auch in einer von dem Vater für das Kind errichteten Disposition, nicht
genommen oder geschmälert werden.

§. 531. Doch kann der Vater einem solchen nothwendigen Erben auch den Pflichttheil aus
dem Nachlasse des Kindes wegen solcher Ursachen entziehen, aus welchen das Kind selbst,
wenn es letztwillig verfügen könnte, zur Enterbung berechtigt seyn würde,

§. 532. Hat das Kind Geschwister voller oder halber Geburt, oder Geschwister-Kinder: so
kann der Vater, außer dem Falle des §. 531, keins derselben von der gesetzlichen Erbfolge
ganz ausschließen.

§. 533. Es kann aber den Nachlaß des Kindes unter sie auch ungleich vertheilen.

§. 534. Doch muß er jedem derselben wenigstens die Hälfte desjenigen lassen, was ihm nach
den Regem der gesetzlichen Erbfolge zukommen würde.

§. 535. Hat das Kind weder Verwandte in aufsteigender Linie, noch Geschwister oder
Geschwister-Kinder, sondern nur entferntere Verwandte: so kann der Vater unter diesen über
den Nachlaß des Kindes nach Gutfinden verfügen.

§. 536. Er kann also, statt des nähern entferntere, oder auch aus mehrern gleich nahen
Verwandten nur Einen, zur Erbfolge des Kindes berufen.

§. 537. Fremden, mit dem Kinde in gar keiner Blutsverwandtschaft stehenden Personen, kann
der Vater den Nachlaß des Kindes weder ganz, noch zum Theil, zuwenden.

§. 538. So weit der Vater in seiner für das Kind gemachten Verordnung diese gesetzmäßigen
Schranken überschritten hat, wird es für nicht geschrieben geachtet.

§. 539. Hat er bloß Fremde zur Erbfolge berufen: so ist die Verordnung ungültig.

Wie lange die väterliche Substitution gelte.
§. 540. Eben so verliert dergleichen Verordnung ihre Kraft, sobald das Kind, für welches sie
errichtet worden, die Jahre der Unmündigkeit zurückgelegt hat.

§. 541. Es macht dabey keinen Unterschied, ob ein solches Kind selbst letztwillig verordnet
hat, oder nicht.

§. 542. Wenn das Kind, nach errichteter Substitution, von einem Dritten mit Bewilligung des
Vaters förmlich an Kindesstatt angenommen wird: so erlöscht die Substitution.

§. 543. Wenn der, welcher in den Nachlaß des Kindes substituirt worden, vor dem Kinde
verstirbt: so geht das Recht aus der Substitution auf seine Erben nicht über.

Pupillar-Substitution von Seiten der Mutter.
§. 544. Alles, was vorstehend von der Befugniß des Vaters, dem Kinde in sein
eigenthümliches Vermögen, mit Inbegriff des von ihm ererbten Pflichttheils, zu substituiren
verordnet ist, gilt auch von der Mutter, in Ansehung des von ihr dem Kinde verlassenen
Pflichttheils. (§. 525-543.)

Pupillar-Substitution für wahn- und blödsinnige Kinder.
§. 545. Für Kinder, welche wegen Wahn- oder Blödsinnes eine eigne letzte
Willensverordnung nicht errichten können, ist der Vater eben so auf ihren Todesfall zu
verfügen berechtigt.

§. 546. Ein Gleiches gilt von Tauben und Stummen, in so fern sie selbst ein Testament zu
errichten unfähig sind.



§. 547. Ist eine solche Unfähigkeit der Kinder, selbst letztwillig zu verordnen (§. 545. 546.),
bey dem Ableben des Vaters wirklich vorhanden: so gilt die Substitution; auch wenn zu der
Zeit, da sie errichtet wurde, dergleichen Unfähigkeit noch nicht da gewesen wäre.

§. 548. Hat jedoch das Kind, ehe es noch in die Wahn- oder Blödsinnigkeit verfallen ist, ein
an sich rechtsbeständiges Testament errichtet: so kann der Vater dergleichen Verfügung,
durch seine Substitution, weder in Ansehung des eigenthümlichen Vermögens des Kindes,
noch in Ansehung des von ihm dem Kinde verlassenen Pflichttheils, entkräften.

§. 549. So weit der Vater wahn- oder blödsinnigen, der taubstummen Kindern in ihren
Nachlaß substituiren kann, so weit kommt diese Befugniß auch der Mutter zu, wenn der Vater
von seinem Rechte Keinen Gebrauch gemacht hat.

§. 550. Bey dieser Art der Substitution (§. 545. sqq.) muß übrigens alles das beobachtet
werden, was vorstehend auf den Fall der Unmündigkeit verordnet ist.

Wenn diese Substitution aufhöre.
§. 551, Dergleichen Substitution verliert ihre Kraft, wenn das Kind mit Hinterlassung einer
Ehefrau, oder ehelicher Abkömmlinge verstirbt.

§. 552. Ein Gleiches geschieht, wenn das Kind wieder zu Verstande kommt, und daher der
Vormundschaft entlassen wird.

§. 553. Muß wegen eines Rückfalls das Kind abermals unter Vormundschaft genommen
werden: so gelangt dennoch die Substitution nicht wieder zu Kräften; auch alsdann nicht,
wenn das Kind in der Zwischenzeit nicht selbst verfügt hat.

§. 554. Uebrigens hindert die Pupillar-Substitution in keinem Falle die über das Vermögen
des Kindes unter Lebendigen zu treffenden Verfügungen, sobald das Beste des Kindes
dergleichen erfordert.

Achter Abschnitt
Von den Kindern aus einer Ehe zur linken Hand
§. 555. Von Kindern aus einer Ehe zur linken Hand gilt alles, was in Ansehung der ehelichen
Kinder überhaupt im Vorstehenden verordnet ist; in so fern die Gesetze Ausnahmen davon
nicht ausdrücklich bestimmen.

§. 556. In diesen ausgenommenen Fällen aber können solchen Kindern die Rechte der Kinder
aus einer Ehe zur rechten Hand, nur durch Vollziehung einer solchen Ehe mit der Mutter, oder
durch Legitimation beygelegt werden.

Stand und Familienrechte solcher Kinder.
§. 557. Kinder aus einer Ehe zur linken Hand führen nicht den Namen des Vaters.

§. 558. Sie treten nicht in seine Familie, und können auf die Vorrechte seines Standes und
Charakters keinen Anspruch machen.

§. 559. Dagegen führen solche Kinder den Geschlechtsnamen der Mutter.

§. 560. Sie treten in die Familie derselben, so weit als die Mutter Familienrechte hat, und auf
ihre ehelichen Abkömmlinge übertragen kann.

§. 561. Ueber die Person solcher Kinder hat der Vater alle Rechte der väterlichen Gewalt;
über ihr Vermögen hingegen kann er sich dieser Rechte nicht anmaßen.

Unterhalt und Erziehung.
§. 562. Kinder aus einer Ehe zur linken Hand haben von den Aeltern Unterhalt und Erziehung
zu fordern.



§. 563. Beydes muß der Regel nach dem Stande der Mutter gemäß eingerichtet werden.

§. 564. Ist jedoch die Mutter von bürgerlicher Herkunft: so ist der Vater die Erziehung und
den Unterhalt der Kinder nur so einzurichten verbunden, wie ein handwerktreibender Bürger
seine ehelichen Kinder zu ernähren und zu erziehen pflegt.

§. 565. Eben dieses Verhältniß dienet auch bey der Wahl der künftigen Lebensart, und bey der
Ausstattung solcher Kinder zur Richtschnur.

Verhältniß in Ansehung des Vermögens.
§. 566. Von dem eigenthümlichen Vermögen solcher Kinder gebührt dem Vater kein
Nießbrauch.

§. 567. Wohl aber kommt ihm die Verwaltung desselben bis zur erlangten Großjährigkeit des
Kindes zu.

§. 568. Dabey hat er die Rechte und Pflichten eines Vormundes.

§. 569. So lange das Kind noch minderjährig ist, wird es, in Ansehung der Fähigkeit sich zu
verpflichten, einem andern Pflegebefohlnen gleich geachtet.

Rechte auf die Erbschaft des Vaters.
§. 570. Sind Kinder aus einer Ehe zur linken Hand bey des Vaters Absterben noch nicht
erzogen und ausgestattet: so muß das zu ihrer Verpflegung und Ausstattung Erforderliche aus
dem Nachlasse angewiesen, und von den Erben sicher gestellt werden.

§. 571. Wie hoch die Erziehungskosten zu bestimmen, und bis zu welchem Alter des Kindes
sie zu rechnen sind, muß bey entstehendem Streite nach der Art, wie der Vater das Kind zu
erziehen schuldig gewesen, und der Bestimmung, wozu er selbiges gewidmet hat, von dem
Richter billig ermessen werden.

§. 572. Sind keine Kinder aus einer Ehe zur rechten Hand vorhanden: so nehmen die Kinder
aus der Ehe zur linken Hand diese Erziehungs- und Ausstattungskosten, nach Art einer
Schuld, aus dem Nachlasse vorweg.

§. 573. Sind aber Kinder zur rechten Hand vorhanden: so können zwar die zur linken Hand
die nach §. 571. ihnen gebührende Ausstattung auch alsdann aus dem Nachlasse fordern;

§. 574. Doch muß, wenn der Nachlaß unzureichend ist, die Eintheilung so gemacht werden,
daß jedes Kind zur rechten Hand wenigstens noch einmal so viel, als ein Kind zur linken
Hand, aus dem Vermögen des Vaters erhält.

§. 575. Uebrigens bleibt es, wegen der den Kindern zur rechten Hand obliegenden
Verpflegung ihrer Geschwister aus einer Ehe zur linken Hand, bey der den Geschwistern
überhaupt im folgenden Titel vorgeschriebenen Verbindlichkeit.

§. 576. Hat der Vater in Ansehung der Erbfolge solcher Kinder in seinem Nachlasse etwas
verfügt: so hat es dabey sein Bewenden.

§. 577. Doch kann er auch durch eine solche Verfügung den Kindern die nach §. 571. ihnen
gebührende Verpflegung und Ausstattung nicht entziehen.

§. 578. Auch ist er zu einer Pupillar-Substitution in dem eignen Vermögen dieser Kinder nicht
berechtigt.

§. 579. Hat der Vater nichts verfügt, und hinterläßt er Abkömmlinge aus einer Ehe zur rechten
Hand: so gebührt den andern Kindern kein Erbtheil.

§. 580. Verläßt er aber keine Abkömmlinge aus einer Ehe zur rechten Hand: so erhalten die
Kinder aus der Ehe zur linken Hand, wenn deren nur Drey oder weniger sind, den Dritten
Theil, und wenn ihrer mehr als Drey sind, die Hälfte der Erbschaft.



§. 581. Mehrere dergleichen aus einer Ehe zur linken Hand abstammende Descendenten,
theilen sich in diese gesetzliche Erbportion, nach den im Fünften Abschnitte, wegen der
Erbfolge der Descendenten überhaupt, vorgeschriebenen Grundsätzen.

§. 582. Verläßt der Vater zwar keine andere Descendenten; wohl aber eine Ehefrau: so
erhalten die Kinder zur linken Hand ihren Antheil erst nach Abzug der der Ehefrau
gebührenden Erbportion.

§. 583. Auch die Abfindung der zurückgelassenen Hausfrau, es mag die Mutter der Kinder
seyn, oder nicht, wird vor Berechnung des den Kindern zukommenden Antheils, von der
Erbschaft abgezogen.

§. 584. Sind weder eine Ehefrau, noch andre nahe Verwandten (Tit. I. §. 622.) vorhanden: so
gelangen die Kinder zur linken Hand zur vollen gesetzlichen Erbfolge in den eigenthümlichen
freyen Nachlaß des Vaters.

§. 585. Einen Pflichttheil ist der Vater seinen Kindern aus einer Ehe zur linken Hand in
keinem Falle zu hinterlassen schuldig.

Auf den Nachlaß der Mutter und ihrer Verwandten.
§. 586. In dem Nachlasse der Mutter haben die Kinder, sie mögen aus einer Ehe zur rechten
oder zur linken Hand geboren seyn, ein gesetzliches Erbrecht.

§. 587. Auch die mütterlichen Verwandten beerben sie eben so, als wenn sie aus einer Ehe zur
rechten Hand abstammten.

Erbfolge der Aeltern.
§. 588. In dem Vermögen des Kindes haben der Vater und dessen Verwandten kein
gesetzliches Erbrecht.

§. 589. Dagegen finden, wegen der Erbfolge der Mutter und deren Verwandten, eben die
Vorschriften statt, wie bey Kindern aus einer Ehe zur rechten Hand.

Rechte der Kinder bey getrennter Ehe zur linken Hand.
§. 590. Wird die Ehe zur linken Hand durch richterlichen Spruch getrennt: so muß die
schuldige Mutter den daraus erzeugten Kindern den Pflichttheil eben so aussetzen, wie in
Ansehung der Kinder aus einer Ehe zur rechten Hand vorgeschrieben ist.

§. 591. Eben so muß der für schuldig erkannte Vater, den Kindern zur linken Hand die ihnen
gebührende Ausstattungvon seinem Vermögenaussetzen.

Neunter Abschnitt
Von den aus unehelichem Beyschlafe erzeugten Kindern
Legitimation unehelicher Kinder durch richterlichen Ausspruch,
§. 592. Die aus unehelichem Beyschlafe erzeugten Kinder erhalten in allen Fällen, wo der
Mutter die Rechte einer würklichen Ehefrau des Schwängerers durch richterlichen Ausspruch
beygelegt worden, die Rechte der aus einer vollgültigen Ehe erzeugten Kinder.

§. 593. Diese Rechte verbleiben ihnen, auch wenn die Ehe zwischen den Aeltern, wegen
beharrlicher Weigerung des Vaters, durch die Trauung nicht vollzogen wird.

§. 594. Hat aber die Mutter innerhalb der gesetzlichen Frist (Tit. I. §. 1095.) auf die
Vollziehung der Ehe nicht geklagt: so können die Kinder der davon abhängenden Rechte der
ehelichen Geburt sich niemals anmaßen;

§. 595. Doch können die Kinder den von der Mutter bereits angestellten Prozeß, wenn sie vor
dessen Entscheidung verstirbt, zu dem Ende fortsetzen, daß ihnen selbst die Rechte ehelicher
Kinder zuerkannt werden mögen.



durch Heirath mit der Mutter,
§. 596. Wenn ein Schwängerer die Geschwächte, auch ohne Prozeß und Erkenntniß, wirklich
heirathet: so erlangt das aus dem unehelichen Beyschlafe erzeugte Kind, eben dadurch, in
allen durch besondere Gesetze nicht ausdrücklich ausgenommenen Fällen, die Rechte und
Verbindlichkeiten eines ehelichen.

durch gerichtliche Erklärung des Vaters,
§. 597. Ein mit einer förmlich verlobten Braut erzeugtes Kind, erlangt die Rechte eines
ehelichen schon durch die bloße gerichtliche Erklärung des Vaters, wenn gleich die Ehe mit
der Mutter nicht wirklich vollzogen worden.

§. 598. Wenn die Legitimation eines unehelich erzeugten Kindes durch wirkliche
Verheirathung mit der Mutter erfolgt: so bestimmt die Trauung, und in dem Falle des §. 597.
die gerichtliche Erklärung, den Zeitpunkt, wo die Rechte und Pflichten des Kindes als eines
ehelichen ihren Anfang nehmen.

§. 599. In dem Falle des §. 592. hingegen wird dieser Zeitpunkt auf den Tag der angemeldeten
Klage zurückgesetzt.

§. 600. Ist zur Zeit der unter den Aeltern geschlossenen Ehe, das aus dem unehelichen
Beyschlafe erzeugte Kind bereits verstorben: hat aber eheliche Abkömmlinge verlassen: so
erlangen diese, auch in Ansehung der Großältern, alle Rechte und Pflichten ehelicher
Descendenten.

durch obrigkeitliche Declaratian.
§. 601. Hat unter den Aeltern keine Ehe statt gefunden: so kann dennoch der Vater auf die
Legitimation des unehelich erzeugten Kindes bey Hofe antragen.

§. 602. Bey der Prüfung eines solchen Gesuchs muß zugleich darauf: ob die Legitimation dem
Kinde zuträglich sey, gesehen, und wenn dabey ein Bedenken sich findet, das Kind selbst,
oder wenn dasselbe noch minderjährig ist, ein ihm zu bestellender Curator vernommen
werden.

§. 603. Durch diese Legitimation erhält das Kind den Stand des Vaters, und in Ansehung
seiner, alle Kechte und Pflichten eines ehelichen Kindes.

§. 604. Es tritt aber dadurch nicht in die Familie des Vaters.

§. 605. Soll es auch in diese aufgenommen werden: so muß solches durch einen
Familienvertrag geschehen;

§. 606. Doch entsteht zwischen den ehelichen Kindern des Legitimirenden, und dem
Legitimirten selbst, das Verhältniß, wie zwischen ehelichen Halbgeschwistern von Einem
Vater.

§. 607. Hatte der Vater zu der Zeit, als er das uneheliche Kind legitimiren ließ, schon eheliche
Descendenten, und verläßt er in der Folge einem derselben nur den Pflichttheil: so wird bey
dessen Berechnung das legitimirte Kind nicht mit gezählt.

§. 608. Auch zwischen dem Legitimirten, und den Verwandten seiner Mutter, wird durch eine
ohne deren ausdrückliche Einwilligung erfolgte Legitimation kein anderes Familienverhältniß,
als aus der unehelichen Geburt selbst schon entstanden war, begründet.

§. 609. Kindern, die aus einer Ehe zur linken Hand erzeugt worden, kann die Eigenschaft
eines rechten Kindes, in Ansehung des Vaters, durch Landesherrliche Legitimation beygelegt
werden.

§. 610. Doch hat es, wenn zur Zeit der Legitimation schon Abkömmlinge aus einer Ehe zur
rechten Hand da sind, bey der Vorschrift des §. 607. sein Bewenden.



§. 611. Ihre Aufnahme in die Familie des Vaters aber kann ebenfalls nur durch einen
Familienvertrag geschehen.

Rechte der unehelichen Kinder, Verpflegung und Erziehung.
§. 612. Unehelich geborne Kinder, welche weder durch eine nachfolgende Verheirathung der
Aeltern, noch durch richterlichen Ausspruch, noch durch Legitimation, die Rechte der
ehelichen erlangt haben, können von dem Vater bloß Unterhalt und Erziehung fordern.

§. 613. Dazu ist der Vater verpflichtet, auch wenn die Mutter, nach dem Eilften Abschnitte
des Ersten Titels, entweder gar keine, oder nur die geringere Art der Entschädigung zu fordern
hat.

§. 614. Sobald das Daseyn eines unehelichen Kindes, es sey durch einen unter den Aeltern
entstehenden Prozeß, oder sonst durch glaubwürdige Anzeigen, dem vormundschaftlichen
Gerichte bekannt wird, muß dasselbe dem Kinde von Amtswegen einen Vormund bestellen.

§. 615. Dieser muß die Rechte des Kindes gegen den unehelichen Vater wahrnehmen; und mit
beyden Aeltern, wegen dessen Erziehung und Verpflegung, die nöthigen Einrichtungen, unter
Aufsicht des vormundschaftlichen Gerichts, verabreden.

§. 616. Der Vormund ist befugt und schuldig, darauf zu sehen, daß die getroffene Einrichtung
befolgt werde; und wenn dieses nicht geschieht, dem vormundschaftlichen Gerichte davon,
zur weitern Verfügung, Anzeige zu machen.

§. 617. Läugnet der angegebne Vater, daß das Kind von ihm erzeugt sey: so muß der
Vormund, auch wenn es die Mutter auf den Prozeß nicht ankommen lassen will, dennoch zum
Besten des Kindes auf rechtliches Gehör und Erkenntniß darüber antragen.

§. 618. Bey der Untersuchung und Beurtheilung: ob das Kind von dem angegebenen Vater
erzeugt sey, muß nach den im Eilften Abschnitte des vorigen Titels enthaltenen Grundsätzen
verfahren werden.

§. 619. Hat die Mutter in dem Zeiträume, in welchem, nach diesen Grundsätzen, die
Erzeugung des Kindes trifft, mit mehrern Mannspersonen zugehalten: so hängt es von dem
nach den Umständen sich richtenden Befunde des Vormundes ab, welchen derselben er, auf
Erfüllung der einem unehelichen Kinde schuldigen Pflichten, zuerst in Anspruch nehmen
wolle.

§. 620. Wird aber dieser entbunden; oder ist er diese Pflichten zu erfüllen unvermögend: so
kann der Vormund die Rechte des Kindes auch gegen die übrigen Zuhalter, einen nach dem
andern, geltend machen.

§. 621. Die Verpflegung und Erziehung des Kindes, bis nach zurückgelegtem Vierten Jahre,
muß in der Regel der Mutter, auf Kosten des Vaters, überlassen werden.

§. 622. Nach zurückgelegtem Vierten Jahre hängt es von der Wahl des Vaters ab, die
Verpflegung und Erziehung des Kindes selbst zu besorgen, oder sie der Mutter auf seine
Kosten ferner zu überlassen.

§. 623. Will die Mutter die Erziehung und Verpflegung des Kindes auf ihre alleinige Kosten
übernehmen: so hat der Vater kein Recht zum Widerspruche.

§. 624. Findet das vormundschaftliche Gericht, daß dem Vater, ohne Besorgniß eines
Nachttheils für das Kind, die Erziehung nicht anvertrauet werden könne: so kann es dieselbe,
auf Kosten des Vaters, der Mutter übertragen.

§. 625. Ist die Aufführung beyder Aeltern so beschaffen, daß Keinem von ihnen die Erziehung
des Kindes anvertrauet werden kann: so muß das vormundschaftliche Gericht nach der
Vorschrift §. 89. sqq. verfahren.



§. 626. In allen Fällen, wo die Verpflegungs- und Erziehungskosten nach Gelde bestimmt
werden sollen, ist nur auf das zu rechnen, was Leuten vom Bauer- oder gemeinen
Bürgerstande die Erziehung eines ehelichen Kindes, nebst dem Schul- und Lehrgelde, kosten
würde.

§. 627. Dabey muß auf die jeden Orts gewöhnlichen Preise, und auf die mit zunehmenden
Jahren wachsenden Bedürfnisse des Kindes Rücksicht genommen werden.

§. 628. Ist der Vater für den Unterhalt und die Erziehung des Kindes solchergestalt zu sorgen
nicht vermögend: so geht diese Pflicht auf die Großältern von väterlicher Seite über.

§. 629. Erst in deren Ermangelung, oder bey deren Unvermögen, sind die Mutter und die
mütterlichen Großältern dazu verpflichtet.

§. 630. Besitzt jedoch die Mutter so viel eigenthümliches Vermögen, daß sie aus den
Einkünften desselben, ohne Abbruch ihres eigenen Unterhalts, das Kind ernähren kann: so ist
sie dazu nächst dem unehelichen Vater, und vorzüglich vor dessen Aeltern verbunden.

§. 631. Kann der Vater eines unehelichen Kindes nicht ausgemittelt werden: so fällt die
Pflicht der Verpflegung und Erziehung unmittelbar auf die Mutter, und deren Aeltern.

§. 632. Sind auch diese nicht mehr vorhanden, oder unvermögend: so ist der Staat für den
Unterhalt und die Erziehung solcher Kinder, durch die jeden Orts bestehenden
Armenanstalten, zu sorgen verpflichtet.

deren Dauer.
§. 633. Die Verbindlichkeit der Aeltern zur Verpflegung unehelicher Kinder dauert nur bis
nach zurückgelegtem Vierzehnten Jahre.

§. 634. Nach diesem Zeitpunkte müssen die Kinder sich ihren Unterhalt selbst erwerben.

§. 635. Sind jedoch unehelich gebome Söhne zu einem Handwerke oder Profession gegeben
worden: so muß der Vater auch das fernere Lehr-ingleichen das Lossprechegeld berichtigen.

§. 636. Hat, auch außerdem, der Vater das Kind zu einem Gewerbe erziehen lassen, mit
welchem es sich nach zurückgelegtem Vierzehnten Jahre seinen Unterhalt noch nicht
verdienen kann: so muß der Vater die Verpflegung so lange fortsetzen, bis das Kind mit
diesem von ihm gewählten Gewerbe sich selbst zu ernähren vermögend ist.

§. 637. Werden uneheliche Kinder durch Krankheit, oder sonst fehlerhafte Leibes- oder
Gemüthsbeschaffenheit, außer Stand gesetzt, sich ihren Unterhalt zu erwerben: so können sie
von den Aeltern oder Großältern die notwendige Verpflegung auch ferner fordern.

§. 638. Dagegen müssen aber auch uneheliche Kinder die nothleidenden Aeltern und
Großältern, in Ermangelung anderer dazu näher verpflichteten Personen, nach ihrem
Vermögen unterstützen,

Rechte des Standes und der Familie,
§. 639. Uneheliche Kinder treten weder in die Familie des Vaters, noch der Mutter.

§. 640. Doch führen sie den Geschlechtsnamen der Mutter, und gehören zu demjenigen
Stande, in welchem die Mutter, zur Zeit der Geburt, sich befunden hat.

§. 641. Ist aber die Mutter von adlicher Herkunft: so kann dennoch das uneheliche Kind
adlichen Namens und Wappens sich nicht anmaßen.

§. 642. Uneheliche Kinder werden bis zum geendigten Vierzehnten Jahre in dem
Glaubensbekenntnisse der Mutter erzogen.

§. 643. Doch muß, wenn der Vater ein Christ, die Mutter aber irgend einer andern Religions-
Partey zugethan ist, ein solches uneheliches Kind, bis nach zurückgelegtem Vierzehnten



Jahre, in der christlichen Religion erzogen werden.

§. 644. Uneheliche Kinder stehen nicht unter der Gewalt des Vaters, sondern nur unter der
vom Staate für sie verordneten Vormundschaft.

§. 645. Die persönlichen Rechte der Aeltern über sie erstrecken sich nicht weiter, als es der
Zweck der Erziehung erfordert.

§. 646. Insonderheit hängt die Wahl der Lebensart, zu welcher das Kind gewidmet werden
soll, nicht von dem Vater, sondern von der Vormundschaft ab.

Rechte auf den Nachlaß des Vaters,
§. 647. Stirbt der Vater vor vollendeter Erziehung: so können die unehelichen Kinder die
Aussetzung des dazu noch Fehlenden aus dem Nachlasse fordern.

§. 648. Sind eheliche Kinder vorhanden: so kann dieser Aussatz nur auf die Nutzung des
Nachlasses angewiesen werden, und darf dieselbe nicht übersteigen.

§. 649. Sind aber keine eheliche Kinder vorhanden: so muß das Fehlende, erforderlichen Falls,
auch aus der Substanz genommen werden.

§. 650. Sind alle vorhandenen ehelichen Kinder, oder einige derselben, ebenfalls noch
unerzogen; und sind die Nutzungen des Nachlasses zu ihrer aller Erziehung nicht hinreichend:
so ist die Einrichtung so zu treffen, daß den ehelichen noch einmal so viel, als den
unehelichen ausgesetzt werde.

§. 651. Außerdem haben uneheliche Kinder, wenn der Vater Abkömmlinge aus einer Ehe zur
rechten oder zur linken Hand hinterläßt, in seinem Nachlasse gar kein gesetzliches Erbrecht.

§. 652. Sind keine dergleichen eheliche Abkömmlinge, und auch keine letztwillige
Verordnung des Vaters vorhanden: so gebührt den unehelichen Kindern der Sechste Theil des
Nachlasses nach den §. 581. 582. 583. enthaltenen näheren Bestimmungen.

§. 653. Uneheliche Kinder, deren Mutter um die Zeit ihrer Erzeugung mit mehrern
Mannspersonen zugehalten hat, können dergleichen Erbtheil nicht fordern.

§. 654. Es müssen daher uneheliche Kinder, die sich eines solchen Erbrechts anmaßen wollen,
entweder ein freywilliges Anerkenntniß des vorgeblichen Vaters nachweisen; oder ein
rechtskräftiges Urtel, wodurch ihnen noch bey Lebenszeit des Vaters ein dergleichen Erbrecht
vorbehalten worden, beybringen.

§. 655. Einen Pflichtteil ist der Vater in keinem Falle seinen unehelichen Kindern zu
hinterlassen schuldig.

auf den Nachlaß der Mutter.
§. 656. Auf den Nachlaß der Mutter hat das uneheliche Kind derselben ein gleiches
gesetzliches Erbrecht mit den ehelichen Kindern.

§. 657. Doch erhalten die letztern dasjenige zum Voraus, was die Mutter von dem Vater dieser
Kinder, oder dessen Ascendenten, durch Verträge, letztwillige Verordnungen, oder gesetzliche
Erbfolge überkommen hat.

Erbrechte der Aeltern in dem Nachlasse des Kindes.
§. 658. An dem Nachlasse eines unehelichen Kindes gebührt dem Vater desselben gar kein
Anspruch.

§. 659. Von der Mutter hingegen wird ein solches Kind mit eben dem Rechte, wie die
ehelichen, beerbt.



Erbrechte der Kinder in dem Nachlasse der väterlichen und mütterlichen Verwandten.
§. 660. Zwischen unehelichen Kindern, und den verwandten beyderley Aeltern, findet in der
Regel keine gesetzliche Erbfolge statt. Tit. III. §. 6.7.8.

§. 661. Uneheliche Kinder haben also auch aus dem Nachlasse der mütterlichen Großältern
keinen Pflichttheil zu fordern.

§. 662. In den Angelegenheiten des bürgerlichen Lebens haben uneheliche Kinder mit den
ehelich gebornen, oder dafür erklärten, gleiche Rechte.

Legitimation zum bloßen Behufe des bessern Fortkommens.
§. 663. Wird zum bessern Fortkommen der Kinder eine besondere Ausfertigung darüber
erfordert: so kann dieselbe von Einem der Aeltern, oder auch von dem Kinde selbst, oder von
dessen Vormund nachgesucht werden.

§. 664. Die Ausfertigung einer solchen Legitimation gehört für das Obergericht der Provinz.

§. 665. Es wird aber dadurch in dem übrigen Verhältnisse des Kindes gegen die Aeltern und
deren Familien nichts geändert.

Zehnter Abschnitt
Von der Annahme an Kindesstatt
Wie die Adoption geschehen könne.

§. 666. Die Annahme an Kindesstatt kann nur durch einen schriftlichen Vertrag erfolgen.

§. 667. Dieser Vertrag muß dem Obergerichte der Provinz, in welcher der Annehmende seinen
Wohnsitz hat, zur Prüfung und Bestätigung vorgelegt werden.

Wer adoptiren könne.
§. 668. Nur Personen, die das Fünfzigste Jahr zurückgelegt haben, soll es erlaubt seyn, andre
an Kinderstatt anzunehmen.

§. 669. Doch kann es auch Jüngern Personen, aber nur unter besonderer Landesherrlichen
Erlaubniß, gestattet werden; wenn nach ihrem körperlichen oder Gesundheitszustande, die
Erzeugung natürlicher Kinder von ihnen nicht zu vermuthen ist.

§. 670. Uebrigens werden nur diejenigen, welche vermöge ihres Standes zur Ehelosigkeit
verpflichtet sind, von der Befugniß, an Kindesstatt anzunehmen, ausgeschlossen.

§. 671. Wer noch eheliche Abkömmlinge am Leben hat, kann nicht an Kindesstatt annehmen.

§. 672. Die Einwilligung der Aeltern des Annehmenden ist, der Regel nach, erforderlich.

§. 673. Doch wirkt der Abgang dieser Einwilligung nur so viel, daß den Aeltern ihr Recht auf
den Pflichttheil von dem Nachlasse des Annehmenden, bey dessen künftigen Ableben,
vorbehalten bleibt.

§. 674. Auch Personen weiblichen Geschlechts können zu Kindesstatt annehmen.

§. 675. Sind sie aber verheirathet: so kann dieses nur mit Einwilligung des Mannes geschehen.

§. 676. Hat der Mann jemand ohne Einwilligung der Frau an Kindesstatt angenommen: so
wird dadurch in dem Erbrechte dieser letztern auf den künftigen Nachlaß des Mannes nichts
geändert.

Wer adoptirt werden könne.
§. 677. Derjenige, welcher an Kindesstatt angenommen werden soll, muß den Jahren nach
jünger seyn, als der Annehmende.



§. 678. Hat er die Jahre der Unmündigkeit zurückgelegt, so ist seine freye Einwilligung
erforderlich.

§. 679. Ist sein Vater noch am Leben: so ist auch dessen Einwilligung nothwendig.

§. 680. Steht er unter Vormundschaft: so muß die Genehmigung des vormundschaftlichen
Gerichts beygebracht werden.

Wirkungen der Adoption,
§. 681. Durch die Adoption entstehen zwischen dem angenommenen Vater und Kinde in der
Regel die Rechte und Pflichten, wie zwischen leiblichen Aeltern, und den aus einer Ehe zur
rechten Hand erzeugten Kindern.

in Ansehung der Person,
§. 682. Das angenommene Kind erhält den Namen des annehmenden Vaters.

§. 683. Es überkommt alle Rechte seines Standes, so weit dieselben durch die Geburt aus
einer wirklichen Ehe zur rechten Hand fortgepflanzt werden.

§. 684. Ist jedoch der Annehmende von Adel, und der Angenommene von bürgerlicher
Herkunft: so kann letzterer die Vorrechte und Unterscheidungen des Adels nur mittelst
besonderer Landesherrlichen Begnadigung erhalten.

§. 685. Ist der Annehmende bürgerlichen Standes, und der Angenommene adlicher Herkunft:
so verliert letzterer zwar nicht die Rechte des Adels; er muß aber, außer dem Namen des
Adoptirenden (§. 682.), zugleich seinen adlichen Familiennamen beybehalten.

§. 686. Ist der Annehmende verheirathet: so entstehen zwischen seiner Frau, und dem
angenommenen Kinde, nur die Verhältnisse, wie zwischen Stiefältern und Stiefkindern.

§. 687. Ist aber die Annahme an Kindesstatt von beyden Eheleuten gemeinschaftlich
geschehen: so tritt der Angenommene auch gegen beyde in das Verhältniß eines leiblichen
Kindes.

§. 688. Hat eine Person weiblichen Geschlechts jemand an Kindesstatt angenommen: so erhält
derselbe den Geschlechtsnamen der Mutter, und den Stand, zu welchem dieselbe zur Zeit der
Annahme gehöret hat.

§. 689. Der Name und Stand des gewesenen Mannes kann einem solchen Kinde nur unter
besondern Umständen, welche die Besorgniß eines Widerspruchs von der Familie des Mannes
ausschließen, und nur durch ausdrückliche Landesherrliche Begnadigung, beigelegt werden.

§. 690. Uebrigens erlangt die annehmende Mutter gegen das angenommene Kind alle Rechte
und Pflichten einer leiblichen Mutter.

in Ansehung des Vermögens des Adoptirenden, und  Familienverhältnisse.
§. 691. Auch auf das Vermögen der annehmenden Aeltern, so weit dasselbe der freyen
Verfügung derselben unterworfen ist, erlangt das angenommene Kind alle Rechte der aus
einer Ehe zur rechten Hand herstammenden Kinder.

§. 692. Alles daher, was von der Verpflegung, Erziehung, Ausstattung, und Erbfolge solcher
Kinder verordnet ist, gilt auch von angenommenen Kindern.

§. 693. Auch mit leiblichen Kindern, die der Annehmende nach der Adoption etwa noch
erzeugt hat, kommen dem Angenommenen, in Ansehung seiner, gleiche Rechte zu.

des Adoptirten.
§. 694. Hingegen erlangt der annehmende Vater, über das Vermögen des angenommenen
Kindes, die Rechte des natürlichen Vaters weder unter Lebendigen, noch auf den Todesfall.



§. 695. Ist das angenommene Kind großjährig: so muß ihm sein eigenthümliches Vermögen
zur freyen Verwaltung und Nutzung überlassen werden.

§. 696. Ist es noch minderjährig: so bleibt sein eigentümliches Vermögen unter der bisherigen
väterlichen oder vormundschaftlichen Verwaltung.

§. 697. Aber auch der natürliche Vater verliert den ihm sonst zukommenden Nießbrauch.

§. 698. Er muß also das Vermögen des Kindes nur für dessen Rechnung verwalten, und die
Einkünfte davon, zur Vermehrung des Hauptstuhls, oder sonst zum Behufe des Kindes,
nützlich verwenden.

§. 699. Stirbt der natürliche Vater des angenommenen Kindes nach der Adoption: so kann die
Vormundschaft über das Vermögen des Kindes dem angenommenen Vater aufgetragen
werden.

§. 700. Doch ist das vormundschaftliche Gericht an die Person desselben nicht gebunden.

§. 701. Stirbt das angenommene Kind vor den natürlichen Aeltern: so wird letzteren, und
nicht den Annehmenden, die gesetzliche Erbfolge eröffnet.

§. 702. Dagegen bleibt dem angenommenen Kinde sein gesetzliches Erbrecht auch auf den
Nachlaß seiner natürlichen Aeltern.

Nähere Bestimmungen durch Verträge.
§. 703. Vorstehende gesetzliche Bestimmungen (§. 682-702.) können durch den bey der
Annahme geschlossenen Vertrag anders festgesetzt werden.

§. 704. In Ansehung der persönlichen Verhältnisse finden dergleichen Abänderungen in so
weit statt, als dadurch das Wesentliche des Geschäfts nicht aufgehoben wird.

§. 705. Sollen die gesetzlichen Bestimmungen in Ansehung des Vermögens durch den Vertrag
geändert werden; und ist das anzunehmende Kind noch minderjährig: so muß das
vormundschaftliche Gericht dergleichen Aenderungen, und ob unter denselben die Adoption
dem Kinde zuträglich sey, besonders prüfen.

§. 706. Ein Vertrag, wodurch dem zu adoptirenden Kinde sogar der Pflichttheil von dem
künftigen Nachlasse seiner natürlichen Aeltern entzogen wird, kann nur mit einem
Großjährigen geschlossen werden.

§. 707. Durch die Adoption treten auch die damals schon vorhandnen, und nachher erzeugten
Abkömmlinge des angenommenen Kindes, gegen die annehmenden Aeltern in eben das
Verhältniß, wie Blutsverwandte in absteigender gegen die in aufsteigender Linie.

§. 708. Uebrigens aber entsteht zwischen dem angenommenen Kinde, und der Familie des
Annehmenden, durch die Adoption gar keine Verbindung.

§. 709. Auch die nach der Adoption etwa erzeugten natürlichen Kinder des Annehmenden
treten mit dem Angenommenen nicht in das Verhältniß als Geschwister.

§. 710. Soll durch die Adoption zugleich eine Familienverbindung bewirkt werden: so muß
dieses durch einen besonderen Familienvertrag geschehen.

§. 711. Dagegen verbleibt das angenommene Kind ein Mitglied der Familie, in welcher es
geboren worden.

§. 712. Es bestehen also zwischen ihm, und seinen natürlichen Verwandten, alle Rechte und
Pflichten eben so, als wenn keine Adoption erfolgt wäre.

§. 713. Um die Verdunkelung dieser Rechte zu verhüten, ist das angenommene Kind, mit dem
Namen des Annehmenden zugleich, seinen eignen Familiennamen zu führen, berechtigt.



Aufhebung der Adoption.
§. 714. Die einmal gesetzmäßig erfolgte Adoption kann nur eben so, wie sie zu Stande
gekommen ist, mit Einwilligung der Interessenten, und unter gerichtlicher Bestätigung, wieder
aufgehoben werden.

§. 715. Dadurch verliert sie alle Wirkungen, und die Rechte und Pflichten der Interessenten
sind so, als wenn niemals eine Adoption geschehen wäre, zu beurtheilen.

§. 716. Die aus der Adoption entspringende väterliche Gewalt des Annehmenden wird eben
so, wie die des natürlichen Vaters, geendigt und aufgehoben.

Eilfter Abschnitt
Von der Einkindschaft
§. 717. Zwischen Stiefältern und Stiefkindern bestehen keine Familienverhältnisse.

§. 718. Doch können solche Verhältnisse in gewisser Maaße durch Einkindschaft begründet
werden.

§. 719. Dergleichen Einkindschaft findet statt, wenn von Personen, die einander zur rechten
Hand heirathen, entweder einer oder beyde, aus einer solchen vorhergehenden Ehe Kinder am
Leben haben.

§. 720. Die Absicht der Einkindschaft ist, daß zwischen den Stiefältern, und Stiefkindern, die
persönlichen Rechte und Pflichten, wie zwischen leiblichen Aeltern und Kindern, ingleichen
wechselseitige Successionsrechte hervorgebracht werden sollen.

§. 721. Die Einkindschaft kann nur durch einen gerichtlich vollzogenen und bestätigten
Vertrag errichtet werden.

§. 722. Dieses kann sowohl in dem Ehevertrage unter den sich heirathenden Aeltern, als nach
bereits geschlossener Ehe durch ein besonderes Abkommen geschehen.

§. 723. Die freye Einwilligung der Aeltern sowohl, als der zusammen zu bringenden Kinder,
ist dazu nothwendig.

§. 724. Sind die Kinder noch minderjährig: so muß das vormundschaftliche Gericht mit
Zuziehung ihres Curators prüfen: ob die Einkindschaft, und die Bedingungen des darüber
geschlossenen Abkommens, den Kindern zuträglich sind.

§. 725. Jedes der Aeltern, welches schon vorhandene Kinder in die Einkindschaft bringt, muß
denselben aus seinem alsdann besitzenden Vermögen eine gewisse Summe, auf seinen
künftigen Todesfall, zum Voraus bescheiden.

§. 726. Dieser Aussatz muß wenigstens die Hälfte ues Vermögens betragen, welches von den
aussetzenden Aeltern in die neue Ehe gebracht wird.

§. 727. Wegen Bestimmung der Summe dieses Aussatzes, muß der Richter bey der
pflichtmäßigen Angabe der Aeltern sich beruhigen, und kann dieselben zur Offenlegung ihres
Vermögenszustandes nicht anhalten.

§. 728. Hat Einer oder der Andere der die Einkindschaft errichtenden Ehegatten Verwandte in
aufsteigender Linie: so muß er die Einwilligung derselben beybringen.

§. 729. Ist diese nicht erfolgt: so bleibt solchen Ascendenten ihr Recht auf den Pflichttheil von
dem künftigen Nachlasse des die Einkindschaft schließenden Abkömmlings vorbehalten.

§. 730. Stammen die zusammen zu bringenden Kinder aus einer durch richterlichen Spruch
getrennten Ehe: so finden, wegen beyzubringender Einwilligung des andern Theils der
geschiedenen Aeltern, eben die Vorschriften §. 728. 729. wie bey den Ascendenten
Anwendung.



§. 731. Die rechtlichen Folgen der Einkindschaft werden hauptsächlich durch den Inhalt des
darüber errichteten Vertrages bestimmt.

§. 732. Ist in diesem nichts besonders festgesetzt: so erlangen der Stiefvater, oder die
Stiefmutter, über die Person der in die Einkindschaft gebrachten Stiefkinder alle Rechte
leiblicher Aeltern.

§. 733. Dagegen erwirbt der Stiefvater auf das Vermögen der Stiefkinder keinesweges die
einem leiblichen Vater unter Lebendigen zukommenden Rechte.

§. 734. Wohl aber werden dadurch gleiche und gegenseitige Erbrechte zwischen den Aeltern
und den in die Einkindschaft gebrachten Kindern begründet.

§. 735. Diese Rechte erstrecken sich jedoch nur über das der freyen Verfügung eines jeden
unterworfne Vermögen.

§. 736. Auch dasjenige Vermögen, welches den Kindern nach geschlossener Einkindschaft
anderwärts her, als von den dieselbe schließenden Aeltern, zugefallen, ist diesen
Suceessioinsrechten nicht unterworfen.

§. 737. Wenn Eins der Aeltern verstirbt: so erben die leiblichen und Stiefkinder den Nachlaß
desselben mit gleichem Rechte.

§. 738. Doch nehmen alsdann die leiblichen Kinder des Erblassers aus voriger Ehe das ihnen
nach §. 725. bey Schließung der Einkindschaft ausgesetzte Quantum zum Voraus.

§. 739. Die leiblichen Kinder des Erblassers aus derjenigen Ehe, zu deren Behuf die
Einkindschaft geschlossen worden, können auf einen solchen vorzüglichen Antheil, als ihren
Halbgeschwistern ausgesetzt ist, keinen Anspruch machen.

§. 740. Vielmehr wird der übrige Nachlaß unter die sämmtlichen leiblichen und Stiefkinder
des Verstorbenen, nach der Regel der gesetzlichen Erbfolge, gleich getheilt.

§. 741. Auch, wenn nur Stiefkinder vorhanden sind, schließen diese die Verwandten des
Verstorbenen in der aufsteigenden und Seitenlinie von der Erbfolge desselben aus.

§. 742. Doch hat es in Ansehung des den Ascendenten zukommenden Pflichttheils, wenn
diese in die Einkindschaft nicht gewilligt haben, bey dem Vorbehalte des §. 729. sein
Bewenden.

§. 743. Wenn Eins von den in die Einkindschaft gebrachten Kindern ohne eheliche
Abkömmlinge verstirbt: so wird selbiges von den leiblichen und Stiefältern mit gleichem
Rechte beerbt.

§. 744. Auch wenn nur der Stiefvater, oder die Stiefmutter noch am Leben ist, werden die
Blutsverwandten des Kindes von diesen ausgeschlossen.

§. 745. Doch erstreckt sich dieses Erbrecht der Stiefältern nur auf das in die Einkindschaft
gekommene Vermögen.

§. 746. In dasjenige, was nach §. 736. davon ausgenommen ist, findet die gemeine gesetzliche
Erbfolge statt.

§. 747. Die durch den Vertrag begründete Erbfolge kann der eine Theil, zum Schaden des
Andern, durch letztwillige Verfügungen nicht aufheben.

§. 748. Aeltern können also nur über dasjenige Vermögen, was bey der Einkindschaft etwa
ausdrücklich vorbehalten worden, und Kinder nur über das, was nach §. 736. in die
Einkindschaft nicht gekommen ist, letztwillig verordnen.

§. 749. Doch können zusammengebrachte Aeltern und Kinder aus eben den Ursachen, wie
leibliche Aeltern und Kinder, einander enterben. (§. 399. sqq. §. 506. sqq.)



§. 750. Wird die Ehe, zu deren Behufe die Einkindschaft geschlossen worden, durch
richterlichen Spruch wieder getrennt: so hört die Einkindschaft mit allen ihren rechtlichen
Folgen von selbst auf.

§. 751. Außerdem kann dieselbe nur mit freyer gerichtlich erklärten Einstimmung
sämmtlicher Interessenten wieder aufgehoben werden.

§. 752. Durch die Einkindschaft entsteht weder Verwandschaft, noch Erbrecht, unter den
zusammengebrachten Kindern, noch mit oder unter ihren wechselseitigen Familien.

Zwölfter Abschnitt
Von Pflegekindern
§. 753. Wer ein von seinen Aeltern verlassenes Kind in seine Pflege nimmt, erlangt über
dasselbe alle persönlichen Rechte leiblicher Aeltern.

§. 754. Er ist schuldig, das Kind in einer von den im Staate aufgenommenen Religionen zu
erziehen, und dasselbe zu irgend einem nützlichen Gewerbe anzuführen.

§. 755. Sind die Aeltern des Kindes mit dem Pflegevater von gleichem oder höherem Stande:
so ist letzterer schuldig, das Kind, wie seine eignen, zu verpflegen und zu erziehen.

§. 756. Sind die Aeltern von geringerem Stande, oder ist der Stand derselben ganz unbekannt:
so hängt es lediglich von dem Pflegevater ab, welche Art des Unterhalts und der Erziehung er
dem Kinde will angedeihen lassen.

§. 757. Auch bey der Wahl der künftigen Lebensart des Kindes hat der Pflegevater alle Rechte
des leiblichen Vaters.

§. 758. Bey der Verheirathung des Pflegekindes ist seine, und nicht der leiblichen Aeltern
Einwilligung erforderlich.

§. 759. Hingegen erlangt der Pflegevater auf das etwanige Vermögen des Kindes gar kein
Recht.

§. 760. Vielmehr wird es mit diesem Vermögen eben so gehalten, wie wegen des Vermögens
angenommener Kinder verordnet ist. (§. 694. sqq.)

§. 761. Auch entstehen zwischen Pflegeältern und Kindern keine gesetzlichen Erbrechte.

§. 762. Doch treten die Pflegeältern, bey der gesetzlichen Erbfolge, in die Stelle solcher
Verwandten des Kindes, die sich desselben, da es verlassen war, anzunehmen wissentlich und
vorsetzlich geweigert haben.

§. 763. Auch können die Pflegeältern die außer dem Unterhalte und der gewöhnlichen
Bekleidung dem Pflegekinde gemachten Geschenke aus dem Nachlasse desselben, so weit sie
darin noch vorhanden sind, zurücknehmen.

§. 764. Von Pflegekindern gemeiner oder unbekannter Herkunft können die Pflegeältern
Dienstleistungen zur Entschädigung fordern.

§. 765. Das Kind muß alsdann, nach zurückgelegtem Vierzehnten Jahre, so viel Jahre ohne
Lohn dienen, als es vorher verpflegt worden.

§. 766. Während der Dienstzeit muß dem Kinde, außer der nothwendigen Kleidung, ein
solcher Lebensunterhalt gereicht werden, wie ihn andere gleiche Dienste leistende Personen
erhalten.

§. 767. Die Dienste der Pflegekinder dürfen an Fremde nicht überlassen werden.

§. 768. Sie hören auf, wenn die Pflegeältern mit Tode abgehen.

§. 769. Zu einer Heirath des Pflegekindes können die Pflegeältern bloß um deswillen, weil die
Dienstzeit desselben noch nicht geendigt ist, ihre Einwilligung nicht versagen.



§. 770. Mißbrauchen die Pflegeältern ihre Rechte dergestalt, daß Leben, Gesundheit, Ehre,
Sitten, oder Gewissensfreyheit des Kindes darüber in Gefahr kommen: so ist das Kind von
fernerer Dienstleistung freyzusprechen.

§. 771. Alle persönliche Rechte der Pflegeältern über das Kind gehen verloren, wenn sie vor
vollendeter Erziehung desselben ihren Beystand wieder zurücknehmen.

§. 772. Wenn jemand ein fremdes Kind, außer dem Falle der Hülflosigkeit, zur Verpflegung
und Erziehung übernimmt: so müssen seine Verhältnisse gegen dasselbe hauptsächlich nach
dem Inhalte des darüber geschlossenen Vertrages beurtheilt werden.

§. 773. In so fern seine Rechte und Pflichten solchergestalt nicht bestimmt sind, erstrecken sie
sich nicht weiter, als es der Zweck der übernommenen Erziehung unmittelbar erfordert.


